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Beilage 340/1993 zu. kurzschriftlichen Bericht des o.ö. Landtages,
XXIV. Gesetzgebungsperiode

------------------------------------------------------------------

B e r 1 c'h t

cles Ausschusses für Bau- uncl StraBenan-
gelegenheiten betreffend clas Landesqesetz

über d1eRaumordnunq 1m Land Oberösterreich
(O.ö. Raumordnunqsqesetz 1994 - O.Ö. ROG 1994)

./Landtagsdirektion: L-230/33-XXIV/**/

1. A1lqe~einer Teil

1. Anlaß und Inhalt dieses Landesgesetzes:

a) Das Landesges etz vom 23. Härz_ 1972 über die Raumordnung illlLande
Oberösterreich (Oberösterreichisches Raumordnungsgesetz - O.ö. ROG.)~
LGB1.Nr. 18/1972, wurde zuletzt durch das Landesgesetz
LGB1.Nr. 91/1989 novelliert. Nach,lIlehrals zwanzigjähriger Erfahrung,
in denen sich die Anforderungen an die Raumordnung ZUIIl Teil erheblich
geändert haben, soll dieses Gesetz einer Uberarbeitung zugeführt w~r-
den. Darüber hinaus lIacht die zwischenzeitliehe Rechtsprechung der
Gerichtshöfe des öffentlichen Rechts Anpassungen und Ergänzungen des
O.ö. RaUllordnungsgesetzes notwendig.

Wegen der Wlfassenden lnderungen scheint es auch aus der Sicht der
Noraadressaten zwecklläSiq, das O.ö. RaWlordnungsgesetz neu zu er-
lassen~ .Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird dem Gesetzestext ein
Inhaltsverzeichnis vorangestellt.
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b) 111 wesentlichen beinhaltet dieser Gesetzesentwurf ill Vergleich zur
bisherigen Rechtslage folgende Neuerungen:

die Ergänzung einiger BestillDungen im Hinblick auf eine verbesserte
Berücksichtigung des Ullweltschutzes;

- die Verringerung der Mitgliederzahl des RaUllordnungsbeirates;
die Basis für die Bildung regionaler Planungsbeiräte;

- die Ullschreibung des Mindestinhalts regionaler Raumordnungspro-
graJlllle;

- die Grundlagen für aktive bodenpolitische Maßnahmen der Gemeinden;
- Maßnahmen zur Baulandllobilisierung;
- die Festlegung eines Planungszeitraumes von fünf Jahren hinsicht-

lich der Feststellung des Baulandbedarfes;
- die NeuUDlschreibung des Inhalts von Bebauungsplänen;
- die Ermöglichung bestiJllllterbeschränkter Nutzungen von landwirt-

schaftlichen Anwesen für Wohn-und Gewerbezwecke;
die ausdrückliche Festlequng der Betriebstype als Kriterium für be-
triebliche Neuansiedlungen;

- den Entfall einiger BestiJllllungenaus Gründen der Verwaltungsverein-
fachung oder deswegen, weil sie in der Praxis keine Bedeutung er-
langt haben.

c) Soweit die bisher geltenden Vorschriften übernommen werden, wird auf
besondere Erläuterungen verzichtet.

2. Finanzielle Auswirkungen:

Mit dem 'O.Ö. RaUllordnungsgesetz sind finanzielle Auswirkungen sowohl für
das Land Oberösterreich als auch für die Gemeinden verbunden, die sich
ZWi Großteil jedoch nur schätzen lassen und von zukünftigen Entwick-
lungen abhängen. Unter Zugrundelegung bes~iJllllterAnnahmen wird im fol-
genden versucht, ,die Veränderungen der Kostensituation iJl Vergleich zur
geltenden Rechtslage ,dartusteilen.- ,Soweit auf einzelne- Bestimmungen
nicht weiter eingegangen wird, is~ davon auszugehen, daß durch die Ge-
setzesänderungen keine Kostenveränderungen bewirkt' werden. Die finan-



!
./

. I 3

ziellen Auswirkungen der Bestimmungen über das örtliche Entwicklungskon-
zept (§ 18) werd~n im besonderen Teil erläutert.

a) Auswirkungen für das Land Oberösterreich:

Die Reduzierung der Anzahl der Mitglieder des Raumordnungsbeirates
(§ 5) wird zu geringen Kosten~insparUngen führen. Unter d~r Annahme,
daS sichill ganzen Bundesland vorerst zwölf regionale Planungsbeiräte

. (§ 6 und § 7) .bilden werd~n (derzeit sind.sechs solche regionale Pia-
nungsbeiräte verSUChsweise eingerichtet) und pro Planungsbeirat sechs

~- .
Sitzungen im Jahr abgehalten'werden, ergeben sich Personalkosten für
das Land Oberös terreich von rund 2 Mio. Schilling. Dabei handelt es
sich jedoch Z1.llD überwiegenden. Teil nicht um Mehrkosten, weil das Land
bereits bisher die Gemeinden bei Raumplanungsangelegenheiten berät.
Erhöhte AUfwendungen wird das Amt der Landesregierung auch als Ge-
schäftsstell~ für die regionalen Planungsbeiräte zu tragen haben.
Die tatsächlich ~ntstehenden Mehrkosten belaufen sich auf rund
800.000,-- S. Diese Kosten werden jedoch durch einen verbesserten
administrativen Ablauf kompensiert.

Das Instrument der überörtlichen Interessensabwägung .(§ 8 Z. 6) kann
zu Kosteneinsparungen führen, da Viele Vorfragen, die sonst erst im
Zuge von behördlichen Verhandlungen erörtert werden müBten (Gewerbe-
recht, Forstrecht oder Nat~rschutzrecht), bereits bei der überört-
lichen Interessensabwägung geklärt werden können. Viele behördliche
Verfahren werden daher entfallen oder entsprechend beschleunigt wer-

.den.

Aus § 16 Ahs. 3 (Förderung privatwirtschäftlicher MaBnahllen"der Ge-
aeinden durch das Land) ergeben sich unmittelbar keine finanziellen
Auswirkungen, da kein Anspruch auf Förderung besteht. rür die ent-
spre~henden finanzi~llen Mittel ist allenfalls ill Voranschlag des
Landes Vors~rge zu treffen.
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Durch die Änderung der BestillUlungüber die Geschäftsbauten für den
überörtlichen Bedarf '(§ 24) ergibt sich eine Reduzierung der durch

Verordnung der Landesregierung für zulässig z~ erklärenden Geschäfts-
bauten. Damit werden etwa ein Drittel der bisaer notwendigen Verfah~
ren zur Verordnungserlassung i,.n diesem Bereich entfallen. Dies wird
zu erheblichen Entlastungen des Personals im Bereich der betroffenen
Fachabteilungen des-Amtes der Landesregierung führen.

Durch die der VollziehUng des Aufsc:~lieB~gsbeitrages CU 2S bis 28)
wird es zu geringen Hehrbelastungen dadurch kommen,daB die Landesre-
gierung auch in diesem Bereich als Aufsichtsbehörde tätig ist.

GröBere Einsparungen ergeben sich durch den En~fall der Vorlage-
pflicht an die AUfsichtsbehörde bei Bebauungsplänen (§ 34 Abs. 1).
Dies bedeutet, daS mindestens 300 Verfahren zur Genehmigung von Be-
bauUngsplanänderungen pro Jahr entfallen. Dies wird zu Einl?parungen
von rund 600.000,-- S und einer merklichen Entlastung des Personals
führen.

Zusätzliche Verwaltungskosten ergeben sich dadurch, daS nunmehr jeder'
Flächenwidmungsplan im Hinblick auf die Übereinstimmung mit dem ört-
lichen Entwicklungskonzept überprüft werden muB (§ 34). Da jedoch
durch diese MaBnahmedie Prüfung der Flächenwidmungspläne auch er-
leichtert werden kann (in vielen Fällen wird sich eine
Flächenwidmungsplanänqerung erübrigen" weil ein Widerspruch zum ört-
lichen' Entwicklungskonzept offenkundig ist), wird diese Bestimmung
insgesamt als kostenneutral eingestuft.

Einsparungen bringt die Verlängerung der Frist für die rege1llläSige

Überprüfung des FlächenwidDungsplanes auf 10 Jahre ait sich (I 3S).

Diese Verlängerung der,Uberprüfungsfri~t wird zu einer Halbierung der
Kosten führen.

Insgesamt läßt sich für den Bereich des Landes Oberösterreich fest- '

stellen, daS - ill Vergleich zum'O.ö. Raumordnungsgesetz 1972 - ieden--
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Kostenstei arten sind. Mit Ausnahme der

eichen zu nicht Unerheblichen Kostensenkun en und Entlastun en des
yerwaltungspersonals.

in fast allen Be-

Diesen Kosten steht die erhöhte Effizienz der Regionalplanung durch
die Einbeziehung der betroffenen Gemeinden im regionalen Planungs~ei-
rat gegenüber. Damit wird auch eine bessere Akzeptanz_ des' Verwal-

. . .
tungshandelns erreicht, da die Planungsprozesse und Entscheidungen
transparenter erfolgen werden. Verbesserungen erqeben sich für die
Regionalentwicklung dadurch, daB Daten- und Problemkenntnis der Ge-
meinden in diese Planungstätigkeit besser einflieBen können.

b) Auswirkungen im Bereich der Gemeinden:

Für die Gemeinden ergeben sich einerseits gewisse Kostensenkungen
durch die verschiedenen MaBnahmen der Verfahrensvereinfachung. Dem-
gegenüber stehen Kos-tenerhöhun9'~~durch Notwendigkeit der Vorschrei-
bung des AufschlieBungsbeitrages und durch die Pflicht der nachweis-
lichen Verständigung betroffener Grundstückseigentümer bei der
Erlassung und Änderung von Flächenwidmungsplänen und Bebauungsplänen:

Die Erhebung der GrUndeigentümer und der GrundstücksgröBe, die Vor-
schreibung der AufschlieBungsbeiträge mit Bescheid (§§ 25 bis 28)
einschlieBlich der laufenden Kontrolle sowie die Kontrolle des Zah-
lungseinganges durch die Gemeinde wird jedenfalls kurzfristig zu er-

.- 'höhten Kosten iJI Bereich des Personals und allenfalls notwendiger
technischer Ausstattung führen. Diese Kosten werden sich - nach einer
entsprechenden Anlaufphase - aittelfristig bei einem Betrag von rund
500,-- S pro Grundbesitzer und Jahr einpendeln.

Diesen Kosten steht-die ait diesen Bestiuungen erwartete Erhöhung
der Baulandmobilität gegenüber. Die Folge davon ist eine effizientere;

Nutzung des Baulandes und dallit insgesallt eine geringere Belastung
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der Gemeinden für Infrastrukturaufwendungen. Die AufschlieSungsbei-
. .

träge sind für die.Gemeinden (vorgezogene) Einnahmen, deren Höhe sich
nach den von der Landesregierung und der Gemeinde festgelegten Min-
destanschluSgebühren oder -beiträgen richtet. Die Höhe der Einnahmen
kann - auch wegen der sehr unterschiedlichen Baulandsituation in den
Gemeinden - nicht abgeschätzt werden. Unter Zugrundelegung der der-
zeitigen Hindestbeitragssätzewerden sich die AufschlieSungsbeiträqe
für ein voll aufgeschlossenes Grundstück in der GröSevon 1.000 m2
auf rund 16.200,-- S.im Jahr belaufen. Oie Gemeinde hat auch den Vor-
teil, daS sie von den Grundeigentümern schon in dem Zeitpunkt Beiträ-
ge einnimmt, in dem sie die Infrastruktureinrichtung tatsächlich er-
richtet. Darüber hinaus dropt dem Grundeigentümer, der sein Grund-
stück nicht fristgerecht bebaut, der Verfall von (Teil)Beträgen, die
dadurch zu Einnahmen der Gemeinde werden.

Diesen Kosten stehen Vorteile für ~s weitere yerfahren gegenüber, da
davon ausgegangen werden kann,. daS ait der nachweislichen Verstän-
digung alle Betroffenen auf die Planänderung aufmerksam werden und
ihre Interessen bekanntgeben. Ein Nutzen für den Bürger besteht dar-
in~ daS er sicher sein kann, daS er von jeder Planänderung, die sein
Grundstück betrifft, tatsächlich verst~ndigt wird.

Gemäß § 33 Ahs. 3 und § 36 Ahs. 4 sind die Eigentümer jener Grund-
stücke, an deren Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich durch die
neuen Pläne Änderungen ergeben, von der Planauflage nachweislich zu
verständigen. Mit dieser Verständiqungspflicht erwachsen den Ge-

.meinden einerseits erhöhte Kosten für die Erhebungsarbeit und die
kanzleimäSige Bearbeitung der Geschäftsfälle, andererseits erhöhte
Portokosten durch die Versendung mittels Rückscheinbrief. Je Grundei-
gentümer und abhängig von der vorhandenen Organisation und Ausstat-

.tung der Gemeinde werden sich hier Kosten .in der Höhe von etwa
S 50,-- bis 100.,-- pro Verständigung eines Grundeigentümers ergeben.

Insgesamt kann für die Gemeinden festgestellt werden, daS sie im
Vergleich zum O.ö. Raumordriungsgesetz 1972 - durch vermehrten Verwal-
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tunqsaufwand belastet werden; dem stehen iedoch erheblich höhere zu-
sätzliche Ei~ahmen aus dem AufschlieBUngsbeitrag und dessen mög-
lichem Verfall gegenüber.

3. EG-Konformität:

"Dieses' Landes'gesetz steht -' soweit, derzeit ersichtlich - mit keinen
zw~ngenden EG-Rechtsvorschriften im Widerspruch.

. .

4. Dieses Landesgesetz enthält keine Verfassungsbestimmungen. Eine Mitwir-
kung von Bundesorganen im Sinne des Art. 97 Ahs. 2 B-VG ist nicht vorge-

,Sehen.

B. Besonderer Teil

Zu § 1:

In Anlehnung und Ausführung zu Art. 9 O.ö. L-VG. 1991 wird die Definition
um den Schutz der natürlichen Umwelt als Lebensgrundlage des Menschen er-
weitert, wodurch hervorgehoben werden soll, daB dem Umweltschutz ein beson-
derer Stellenwert bei allen MaBnahmen der Raumordnung einzuräumen ist.

'Zu § 2:

Die Raumordnungsziele und -grundsätze (Abs. 1) wurden übersichtlicher und

kürzer neu gefaBt und entsprechend den heutigen Vorstellungen 'gewichtet.

Der Abstimmung der Planungsabsichten der verschiedenenPlanungstr~ger, ein~
schlieBlich jener von benachbarten B~desländern und Nachbarstaaten muB ein
gröBerer Stellenwert als bisher beigemessen werden, nicht zuletzt um Fehl-



8

entwicklungen zu vermeiden, die ihren Grund in der mangelnden Koordination
von Planungen haben (!hs. Z und 4).

Zu § 3:

§ 3 wurde lediglich sprachlich und systematisch verbessert.

Zu § 4 und § 5:

Der Raumordßungsbeirat wird sich künftig nur mehr mit wesentlichen Angele~
genheiten der Raumordnung auseinandersetzen . Zu diesen wesentlichen Ange-
legenheiten im Sinne des ~ zählen insbesondere die Erlassung und Fortfüh-
rung der Raumordnungsprogramme, regionaler Raumordnungsprogramme,
Infrastruktur-GroBprojekte (etwa Kraftwerke, Bahnausbauten) und die Bera-
tung der Ergebnisse der regionalen Planungsbeiräte.

Die Erfahrung hat gezeigt, daB der Raumordnungsbeirat in seiner bisherigen
Zusammensetzung mit 30 Mitgliedern nicht die optimale Arbeitsfähigkeit auf-
weist. Die Mitgliederzahl wird daher grundsätzlich auf 16 reduziert, wobei
darüber hinaus je nach Notwendigkeit Sachverständige und Auskunftspersonen
beigezogen werden können.

Um eine Repräsentation aller im Landtag vertretenen Fraktionen im
RaWllordnungsbeirat sicherzustellen, ist ein Mitglied auf Vorschlag einer
~raktion auch dann zu bestellen, wenn dieser Fraktion allein auf Grund der
verhältnismäBigen Vertretung kein Vertreter zukommen würde. In diesem Fall
erhöht sich die Anzahl der Mitglieder des' Raumordnungsbeirates insgesamt
(§ S!hs. 3 Z. I-letzter Halbsatz).

,Die Herausnahme der Landarbeiterkammer aus den Kreis d.erjenigen Institu-
tionen, die jedenfal:l.s vertreten sind, ist deswegen gerechtfertigt, weil
deren Probleme - wenn überhaupt - .nur am Rande berührt werden. Die
LandarbeiterkalllJllerkann erforderlichenfalls qemäB '§ 5 Abs. 8 einbezogen
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.werden. Der Vertreter der Wissenschaft 6011 theoretische Ansätze der Raum-

planung und Aspekte der Forschung aus dieselI. Bereich einbringen. Die aus-

drückliche Aufnahme des mit deli O.ö. Ullweltschutzgesetz 1988 eingerichteten

O.Ö. UJlweltanwalts ist notwendig, um eine bessere Vertretung der Interessen

des Natur- und Umweltschutzes im Raumordnungsbeirat zu gewährleisten .

.·Zu § 6 und § 7:

Durch die Einrichtung von, regionalen Planungsbeiräten soll eine stärkere,
Einbindung der Regionen in die übergemeindliche , die Entwicklung eines

ganzen Gebl.etes bestimmende Planung ermöglicht und damit eine bestehende

. Lücke zwischen den Ebenen der örtlichen und überörtlichen Raumordnung ge-

schlossen werden. Die jeweiligen Regionen - deren Grenzen sich nicht mit

den ·-Planungsregionen im Sinne des 5. Abschnittes des O.ö.

Landesraumordnungsprogramms decken müssen - werden durch Verordnung der
Landesregierung abgegrenzt.

Ein regionaler Planungsbeirat soll auf freiwillige Initiative der betr:of-

fenen Gemeinden und nur in solchen Gebieten gebildet werden, in denen ein

entsprechender Koordinierungsbedarf besteht. Er soll und kann lediglich

Beratungsfunktion besitzen, da die Entscheidungen in jedem Fall entweder

bei der Landesregierung für die überörtliche Planung oder bei der jewei-

ligen Gemeinde für die örtliche Raumplanung bleiben. Der regionale Pla-

nungsbeirat dient zur Koordination wesentlicher Planungs angelegenheiten der
Region.

UII zu verhindern, daS eine Gemeinde im regionalen Planungs beirat zu ihrem

N~chteil überstimmt werden kann, kommen Beschlüsse über Stellungnahmen und

Vorschläge nach § 6 Abs.3 nur ait Zustillllung aller Mitglieder (§ 7 Abs.S)
zustande.
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Zu A 8 (bisher A 6):

Oie Aufgaben der überörtlichen Raumplanung wurden a~s Gründen der besseren
Ubersichtlichkeit neu formuliert.
RaumordnungsprograJlUlle für Sachbereiche (z.B. Musikschulplan, Krankenan-
ataltenplan, Landschaftsplan oder RaumordnungsprograJllle nach deli O.ö. Na-
tur- und Landschaftsschutzgesetz 1982) waten bisher als Aufgaben der über-
örtlichen Raumordnung iII O.ö. 'Raumordnungsgesetz nicht ausdrücklich
verankert. Oie diesbezUglicheErqänzung war 'd"her notwenc:iig (§ 8. Z. 4).

) ,

Zur überörtlichen Interessenabwäqung (A 8Z. 6) wird auf· die Erläuterungen
ill allgemeinen Teil verwiesen.

Zu '§ 9 (bisher § 7):

Oie rechtzeitige Kenntnis von Planungs vorhaben anderer Planungstr:äger. ist
für die Raumordnung von entscheidender Bedeutung. Die Verankerung einer
wechselseitigen Auskunfts- und Mitteilungspflicht über wesentliche Pla-
nungen und Projekte anderer Planungs träger ist daher notwendig. Ausnahmen

. \

sollen nur für Planungen und Daten, gelten, die wegen offenkundiger Verlet-
zung eines Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisses oder im öffentlichen Inter-
esse geheimzuhalten'sind.

Zu § 10 (bisher § 8):

111 Raumor~ungskataster sollen künftig nur lIehr wesentliche Planungs daten
+ und MaBnahmen aufscheinen.

Zu § 11 (bisher §9):

Oie Umschreibung des Mindestinhalts von regionalen Raumordnungsprogrammen
(Ahs. 3) ist notwendig, um die Ulisetzung der Entwicklungsziele für den be-
treffenden Planungsraum in die Flächenwidmungspläne der Gemeinde sicherzu-

", ,
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".stellen. Im Sinne der gebotenen Publizität sind künf'tige
RawaordnungsprograllDle nicht wie bisher' nur beill AIIt der Landesregierung,
sondern auch bei den Gemeindeämtern (Magistraten) zur öffentlichen Einsicht
aufzulegen (Abs. 7).

Zu § 12 (bisher § 11):

Im Unterschied zur geltenden" Rechtslage sollen zukünf'tig.Raumordnungsprogramme bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen zwingend ge-
ändert werden lIüssen (Abs." 1).

" " "

Ergänzend wird im Abs. 2 festgelegt, daB Änderungen auch vorgenommen werden
können, wenn (sonstige) öffentliche Interessen dafür sprechen.

Zu § 13 (bisher§ 10):

Die O.ö . Umweltanwaltschaft wird neu aufgenollJlen, die Landarbeiterkammer
für Oberösterreich gestrichen (vgl~ insoweit die Erläuterungen zu § 4 und
§ 5).

Zu § 14' (bisher § 12):

Verschärft wird Abs. 2, wonach nunmehr auf RaUliordnungsprogramme nicht mehr
bloB "Bedacht zu nehmen ist", sondern 'MaBnahllen der Vollziehung nur mehr
"iIiEinkiang" lIit den RaWllordnungsprograDUlen gesetzt werdem dürfen.

Zu § lS (bisher § 13):

Die Aufzählung der Aufgaben der örtlichen Raumordnung wurde neu "formu~iert
und angepaBt.
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Als Aufqabe der örtlichen Raumordnung wird ausdrücklich die aktive Bodenpo-
litik aufgenommen (!ps. 2 - vql. § 16).

Zu § 16:

In Ausführung des § 15 Abs" 2 werden die privatwirtschaftlichen KaBnah.llen
der Gemeinde~ur:Baulandsicherung beispielsweise aufgezählt. Die Gemeinden
sollen nicht mehr darauf beschränkt sein, Flächenwidmunqspläne mit dem, ört-
lichen Entwicklungskonzept und Bebauungspläne aufzustellen sowie Grund-
lagenforschung zu betreiben; vielmehr soll es ihnen auch möglich sein, ak-- ,

tive MaSnahmen zur praktisehenUmsetzung der Planungsziele zu setzen,

Eine kommunale Bodenpolitik dieser Art kann etwa darin bestehen, daS die
Gemeinde selbst Bauqründe ankauft, die sie zu angemessenen Preisen an
Gemeindebürger abgibt, um so in manchen Regionen vorhandene Abwanderungs-
tendenzen mitzuverhindern. Zu diesen privatwirtschaftlichen MaBnahmen zäh-
len etwa die im Abs. 1 Z. 1 aufgezählten Vereinbarungen mit den Grundeigen-
.tÜDern über die zeitgerechte und wiCmun~sgemäBe Nutzunqvon Grundstücken,
hinsichtlich derer von den Grundeigentümern Baulandwünsche an die Gemeinde
herangetragen werden. Es kann so - im Wege von privatWirtschaftlichen Ver-
einbarungen - bis zu einem gewissen Grad sichergestellt werden, 9aB qewid-
metes Bauland innerhalb einer angemessenen Zeit bebaut wird. Vereinba-
rungen können weiters' den Erwerb von Baulandflächen durch die Gemeinde
selbst b~ziehen, die die Grundstücke dann an potentielle Bauwerber weiter-
verkauft, (Abs. 1 Z. 2). Davon unberührt bleibt die Möglichkeit, für die Ge-

'me'1nde illlRahaen ,der Geset.ze auch als Vet1littler zwischen potentiellen
Grundstücksverkäufern und -käufern aufzutreten.

lhnliche Baulandsicherunqsmodelle finden lieh bereits in den Raumplanungs- ,
gesetzen anderer BUndesländer und im Ausland.

Bei allfälligen
achten, daS die
Bebauungspläne

privatrechtlichen MaSnahmen'der Gelll~indeist jedocb zu be-
qemeinde bei der Erlassung der Fläcnenwidmungspläne und der

an die Voraussetzungen und Grenzen des O.ö.
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Raumordnungsgesetzes gebunden ist und auf die Gleichbehandlung der Grundei-
gentümer zu achten'hat (!hs. 2).

Durch Abs. 3 wird klargestellt und hervorgehoben, daB das Land Oberöster-,

reich den Gemeinden zur Unterstützung der privatwirtschaftlichen HaSnahmen
zur Baulands~cherung in wichtigen Fällen nach MaBqabe der im Voranschlag
des Landes vorgesehenen finanziellen ~ittel zur Verfügung zu stellen hat.

Zu § 17 (bisher § 14):

§ 17 wurde gekürzt und sprachlich verbessert.

Zu § 18, § 19 und § 20 (o1sher § 15):

Der bisherige § 15 wurde aus Gründen der besser'enLesbarkeit und fJbersicht-
lichkeit auf § 18, § 19 und § 20 aufgeteilt. Die Bestimmungen wurden
sprachlich und systematisch verbessert::

Ausdrücklich aufgenommen wird im § 18 Abs. 1 die Verpflichtung für die Ge-
meinde, den' Flächenwidmungsplan ,mit dem örtlichen Entwicklungskonzept
weiterzuführen und regelmäBig zu überprÜfen. Als in dieser Form neuer Teil
des Flächenwidmungsplanes ist das örtliche Entwicklungskonzept vorgesehen.

Während der Planungshorizont des eigentlichen Flächenwidm'Ungsplanes mit den
in ihm festgelegten Widmungen auf einen Zeitraum von fünf Jahren ausgelegt

,,;-ist, hat das örtliche Entwicklungskonzeptdie längerfristigen Ziele der
,örtlichen Raumordnung' darzustellen und die zu ihrer Erreichung erforder-
lichen MaSnahmen aufzuzeigen CA 18 Ahs. 1 und 2). Das örtliche Entwick-
lungskonzept ist auf einen Planungszeitraum von zehn Jahren auszurichten.

Wesentlich für das örtliche EntWicklungskonzept ist, daS die Gemeiride-:die
HCSglichkeiten und Grenzen ihrer EntWicklung abschätzt, die MaBnahmen zur
Erreichung der Ziele festlegt und diese Festlegungen begründet. Von we-
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sentlicher Bedeutung bei der Erstellung des örtlichen Entwicklungskonzeptes
ist eine Einbeziehunq der Bürger, die in der jeweils der GröSe und der Mög-
lichkeiten der Gemeinde entsprechenden geeigneten Weise erfolgen soll. Da-
ait wird gewährleistet, daS alle Gemeindebürgerinnen und -bürger die Mög-'
lichkeit der Mitwirkung bei der Zukunftsplanung ihrer engeren Heimat erhal-
ten.

Das örtliche Entwicklungskonzept soll einerseits aus einem Textteil beste-
hen, der qrund~ätzliche Aussagen über die weite~e ~twicklung des Gemeinde-
gebietes enthalten soll. Zum besseren Verständnis werden auch ergänzende
zeichnerische Darstellungen im Sinne von Funktionsplänen notwendig sein
(Il 18 Abs. 3).

Der Gesetzgeber geht bei der Regelung des örtlichen Entwicklungskonzeptes
davon aus, daS ein solches Konzept grundsätzlich von den Gemeindeorganen
selbst (z.B. vom zuständigen AusschuS des Gemeinderates) mit Unterstützung
durch das Gemeindeamt erstellt werden kann. Die aufsichtsbehördliche Geneh-
.migung im Rahmen der Genehmigung des Flächenwidniungsplanes kann jedenfalls
nicht mit der Begründung versagt werden, daS das örtliche Entwicklungskon-
zept von einem entsprechend befugten Ziviltechniker erstellt werden müSte.
Im übrigen wird davon ausgegangen, daS mit dem örtlichen Entwicklungskon-
zept lediglich jene Notwendigkeiten und Verfahrens schritte zusammengefaSt
werden, die schon bisher vor Erlassung des Flächenwidmungsplanes geboten
waren (vgl. § 15 Abs. 3 der geltenden Fassung).

Insoweit wird es daher auch zu keinen Mehrkosten für di~ Gemeinden kommen.
Insbesondere kann auch ein etwa beauftragter Ortsplaner auf Grund dieser

- Gesetzesänderung keine weitergehenden Gebührenansprüche ableiten.

Hinsichtlich der näheren Ausgestaltung (Form und .Gliederung) des örtliche~
Entwicklungskonzeptes ist auf die auch insoweit reichende Verordnungs er-
mächti9un9 des Il 20 Abs. 1 hinzuweisen.

Im einzeinen könnte sich die' Aufste~lung eines Flächenwidmungsplanes ein-
schlieSlich des örtlichen Entwicklungskonzeptes wie folgt darstellen, wobei

t ,.
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je nach Notwendigkeit ein ZusallDlenwirkender Planungs organe (Gemeinderat
.\~9der Aussch~), des Gemeindeamtes und allenfalls des Ortsplaners angebracht

sei,.nwird:

1. RaWlforschung
1. Erhebung des Ist-Zustandes
2. Problemanalyse

2. Zielfestlegung
1. Festlegung der Ziele
2. Reihung der Ziele
3. MaBna~en zurZieler~eichung (einschlieBlich zeitliche und fi-

nanzielle Planung der MaBnahmen), .

3. Vorentwurf des örtlichen EritWicklUngskonzeptes
4. Einbeziehung der Bürger
5. Uberarbeitung des Vorentwurfes auf Grund der eingelangten Anre-

gungen
6. Ausarbeitung eines Entwurfes des örtlichen EntWicklungskonzeptes

durch den PlanungsausschuB
7. Ubereinstimmungskontrolle ör.tliches Entwicklungskonzept

Flächenwidmungsplan im engeren Sinn
8. BeschluB des Flächenwidmungsplanes mit örtlichem Entwicklungskon-

zept durch den Gemeinderat
9. AUfsichtsbehördliches Verfahren

Zusätzlich oder parallel dazu ist auch das Verfahren nach § 33 und
§ 34 zu beachten.

~.Um immer 'wieder auftretende Probleme an Gemeinde.grenzen möglichst von vorn-
• -. I

;'herein .zu vermeiden, ist nunmehr im Gesetz vorgesehen, daS durch Verordnung
der Landesregierung auch festgelegt werden'kann, daS für einen bestimmten
Bereich an der Gemeindegrenze die WidmUngen des F1ächenwidDungsplanes der
Nachbargemeinde darzustellen sind. Eine solche Darstellung wird jedoch nur
an Gemeindegrenzen notwend1g"sein, wo tatsächlich Nutzungskonfl1.·kteauftre-. .
ten können (§ 20 Abs. 1).
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Durch die Ergänzung des § 20Abs .2 soll der iDUllerwieder vorgetragenen
Kritik an der mang~lnden "Lesb,arkeit" des FlächenwidJIungsplanes Rechnung
getrage~ werden. Die Vielzahl der an den Flächenwidmungsplänen vorgenom-

'Jlenen Knderungen läBt den aktuellen Stand des Flächenwidmungsplanes zum.
Teil nicht oder nur schwer erkennen. Es ist daher künftig verpflichtend
ein sogenannter '!Ubersichtsplan ZUII FlächenWidJIungsplan" zu führen, _aus dem
ohne Schwierigkeiten die zuletzt ge~tende WidJIungerkennbar ist. Auch soll

, . eine Neukun~ach~gdes FlächenwidJaungsplanes nach dem Vorb?-ld einer Wie-

derverlautbarung bei Gesetzen durch BeschluB des Gemeinderates Jlöglich. (-. ..
seirt; o~e daS dabei das Verfahren" das für die Erlassung oder Knderung von
Flächenwidmungsplänen ansonsten gilt, eingehalten werden IIUS.

Zu § 21, § 22 und § 23 (bisher § 16):

Oie Festlegung des voraussichtlichen Baulandbedarfes wurde bisher seitens
der Gemeinden zum Te~l sehr groBzügig gehandhabt. Die Abgrenzung eines Pla-
nungszeitraumes von fUnf Jahren ist daher erforderlich (§ 21 Ahs. 1). Län-
gerfristige Vorhaben können im örtl'ichen Entwicklungskonzept dargestellt
werden.

Die Ausweisung von Schutzzonen im Bauland (§ 21 Ahs. 2) ist oftmals aus

Gründen des Umweltschutzes erforderlich. Damit soll ein Aufeinanderprall,en
unt'erschiedlicher Widmungen'(z~B. Wohngebiet und Betriebsbaugebiet) verhin-
dert, gleichzeitig aber auch die notwendige Flexibilität vO,n sinnvollen
Planungsvorgängert gesichert werden. In diesen Schutzzonen sollen auf Grund
der konkreten,Ullschreibung im FlächenwidJIungsplan SchutzmaBnahDenverschie-

denster Art, wie rrei- undGrünf~ächen, Bepflanzungen, daneben aber auch
ellissionshemmende MaBnahmenwie Schallschutzwände, Mauern und Nebengebäude
v,orgesehenwerden können.

' ,

Letztlich demselben Zweck dient die Möglichkeit, durch Verordnung der Lan-

desregierungfür die verschiedenen Kategorien des Baulandes durch Verord-
nung' -festzulegeri, welche bestiJlmte Arten von Betrieben (Betriebstypen) in

den einzelnen Widmungskategorien errichtet werden dürfen. Dabei kann auch

. {
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festgelegt werden, welche Mindestabstände von den Nachbargrundgrenzen ein-
zuhalten sind. Damit unterliegt die Neuerrichtung von Betrieben der Über-
,prüfung auf Grund der vom Verwaltungsgerichtshof entWickelten Betriebs-
typentheorien . Mit dieser Regelung sollen Nutzungskonflikte Jlög1ichst früh
verhindert werden (A 21 Ahs. 3) ..

Anders als für neu zu errichtende Setriebe wird bei
.baubewilligUngspflichtigen MaBnahmen' für bereits bes.tehende Betriebe auf
die vom jeweiligen Be~rieb konkret ausgehenden' Emissionen und ihre Wirkung
auf benachbarte Grundstücke (IlIDissionen) 'abgestellt. Neubauten sind jedoch
nur insoweit' zulässig, als dies nicht einer gänzlichen Neuerrichtung des
Betriebes gleichkommt. Zur Bestimmung der Emissions- und
Immissionsgrenzwerte enthält das Gesetz eine Verordnungs ermächtigung für
die Landesregierung, die die entsprechenden Werte für die Baulandkategorien
je nach Stand der Technik feE~legen kann C§ 21 Ahs. ,4).

Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen dürfen Betriebe der boden-
unabhängigen Massentierhaltung im Bauland grundsätzlich nicht mehr errich-
tet werden. Solche Betriebe bedürfen einer Sonderwidmung im Grünland gemäB
§ 30 Ahs. 4. Eine "bodenunabhängige Massentierhaltung" wird dann' gegeben
sein, wenn der Betrieb das, für die Massentierhaltung erforderliche Futter
zum überwiegenden Teil von Flächen bezieht, die nicht im räumlichen Zusam-
menh-ang mit dem Betrieb stehen. Die Beurteilung dieser Frage wird in der
Regel einem landWirtschaftlichen Sachverständigen zukommen (§ 21 Ahs. 5).

Neu ist die Möglichkeit, im Wohngebiet gesonderte Gebiete für den förder-
baren lIehrgeschossigen Wohnbau vorzusehen CA 22 Ahs. l)~

..Das Dorfgebiet ist durch den Vorrang land- und forstwirtschaftlicher Be-
triebe gekennzeichnet. UD Nutzungskonflikte zu vermeiden und den Charakter
der gewachsenen Dorfgebietezu erhalten sind in Zukunft Wohnbauten iD Dorf-
gebiet nur lIehr als Kleinhausbauten zuläs.sig CA 22 Ahs. 2).

Die Baulandkategorie Kur- und Fremdenverkehrsgebiet hat sich insofern nicht
. .

bewährt, als die Ansiedlung von reinen Tourismusbetrieben neben Kureinrich-
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tungen möglich war. Damit waren regelmäBig Nutzungskonflikte verbunden: Die
nunJlehrige Widmung e;i.nesbesonders schutzWür'digen·Bereiches als "Kurgebiet"
(§ 22 Ahs. 3) ist planungsb~zogener.

Bei den Baulandkategorien gemischtes Baugebiet (§ 22 Abs. S) und
Betriebsbaugebiet (§ 22 Abs. 6) wurde auf die in der Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes entwickelte "Betriebstypentheorie" Bedacht genom-
a~n. Oie Ergänzung der zulässigen Betriebe im Kerngebiet UD die Handelsbe-
triebe ist notwendig, weil gerade die Handelsbe!-riebeein wesentliches Ele-
aent in Kerngebieten darstellen. Auch 'die Wohnnutzung stellt eine wesent-
liche Funktion innerhalb .des Kerngebietes dar. Zum Schutz der Wohnbevölke-
rung können nunmehr auch Bauten und'Anlagen bestimmt werden, die im Kernge-
biet nicht zulässig sind.

Der Bestimmung des § 23 Ahs. 2 über die Ausweisung von Gebieten, die für
Bauten bestimmt sind, die einem bloB zeitweiligen Wohnbedarf dienen, kommt

- .insbesondere im Hinblick auf einen möglichen Beitritt: Österreichs zur EG
besondere Bedeutung zu. Die Bestimmung enthält ein Verbot, Zweitwohnsitze
'auf Grundstücken zu errichten, für die keine entsprechende Widmung vorhan-
den ist~ Sofern Zweifel über die Verwendung des künftigen Gebäudes entste-
hen, hat der Bauwerber durch nähere Angaben die vorgesehene Verwendung
nachzuweisen. .Im Gegensatz zur bisherigen Rechtslage dürfen in Zweitwoh-
nungsgebieten künftig auch Bauten für einen dauernden Wohnbedarf errichtet
werden; letztere sollen jedoch in solchen Gebieten nicht überhandnehmen.

Oie Widmungskategorie "Sondergebiete des Baulandes" (A 23 Abs. 4) hat bis-
her im O.ö. Raumordnungsgesetz gefehlt. Gerade ait, dieser auch in den
Raumordnungsgesetzen anderer Bundesländer üblichen Widmung wird es zukünf-
tig möglich sein, Bauten und Anlagen, die in den sonstigen Kategorien des
Baulandes nicht einzuordnen sind, in einer speziellen und verständlichen
Ausweisung darzustellen.

Oie bisherigen § 16 Abs. 13, Abs. 14 \Uld Abs. lS kijnnen entfallen, da sie
keine praktische Bedeutung (mehr) haben.



( . ""-

'. (.. ,

19

Zu § 24 (bisher § 16a):

Bei den Geschäftsba~ten für den überörtlichen Bedarf wurde zur Unterschei-
dung des ~arensortiments, das bei der Beurteilung der ZUlässigkeit von be-
sonderer Bedeutung ist, eine entspreche~de Differenzierung eingefügt. Die
Reg~lung des G,24 wird auf Handelsbetriebe beschränkt, da sich für Dienst-
leistungsbetriebe keine raumordnungsrechtliche Notwendigkeit ergibt.

Oie Möglichkeit einer Zulässigerklärung von Gesclläftsbauten für den über-
örtlichen Bedarf im Kernqebie~ entfällt, da die~e BestillUllunglIehr ~ur Ver-
wirrung als zur Klärung der Rechtslage geführt hat.

Die eingeschobenen Sät~e (in den bisherigen Ahs. 3 und 4) können aus Grün-
den der Übersichtlichkeit und leichteren Lesbarkeit entfallen.

Die Bestimmung über die baurechtlichen Folgen für die Errichtung von Ge-
schäftsbauten für den überörtlichen Bedarf (bisher Ahs. 6) können im
O.ö. Raumordnungsgesetz entfallen, da sie rein baurechtlichen Charakter ha-
ben und sich die baurechtlichen Folgen aus der 0.0. Bauordnung ergeben.

Zu § 25, § 26, § 27 und § 28:

Die zwanzigjährige Erfahrung in der Vollziehung des
O.ö. Raumordnungsgesetzes hat gezeigt, daS vor allem in den
'~StammflächenwidDungsplänen" generell ZUViel Bauland ausgewiesen wurde, wo-
bei das gewidmete Bauland • aus welchen Motiven immer • viel~ach gehortet
wird und daher nicht kon'sumierbar ist ..Dies hat zu einer Entwicklung ge-
führt, die sowohl aus der 'Sicht der Raumordnung als auch aus volkswirt-
schaftlichen Überlegungen äUßerst bedenklich ist. Nachdem die Bauqründe in

den günstigen AufschlieBunqszonen zwar gewidmet, aber nicht oder nur zu ho.
hen Grundpreisen käuflich sind, setzt der Wi~unqs· und Baudruck in Randqe-

, ,bieten ein, die bislang intakte Naturräume bildeten'und in denen die erfor-
derliche Infrastruktur teilweise nicht vorhanden ist. Oie Folge davon ist
die Zersiedelung der Landschaft lIit allen ihren nachteiligen Folgen wie
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Verschwendung von Grund und Boden, erhöhte Kosten für Infrastruktur, man-
gelnde Ausnutzung de,r b~stehenden Infrastruktur, vermehrte Umweltbelastung
durch mangelnde Abwasserentsorgung, erhöhtes Verkehrsaufkommen, Störung
oder Zerstörung des Orts- und Landschaftsbildes und Verzerrung der Planung
durch eine Unzahl von Individualwünschen.

Der nicht allein in Oberösterreich.feststellbare Uberhang von gewidmetem,
aber nicht mobilisierbaremBauland hat in fast allen Bun4esländern und auch
im b,enachbarten Ausland' verschiedenartigste Lös~gsversucheund Modelle der
~odenpolitik ausgelöst. Allen diesen Modellen gemein~am ist ein mehr oder
minder - zumindest von den Grundeigentümern als solcher' empfundener - Ein-

. .
griff in Rechte, nämlich ein illJJlerwährendesRecht auf die Widmung des
Grundstückes als' Bauland. Nicht bedacht wird dabei, daß die mit dem
öffentlich-rechtlichen Akt der Baulandwidmung verbundene - zum Teil über'-
proportionale - Wertsteigerung bestimmter Grundflächen jedenfalls in Ober-
österreich durch keine adäquate Gegenleistung des begünstigten Grundeigen-
tümers ausgewogen oder abgeschöpft wird.

Das O.ö. Raumordnungsgesetz 1994verfulgt daher die Absicht, durch die Re-
gelung eines sogenannten AUfschlie8ungsbeitrages Baulandspekulationen
entgegenzuwirken und ein vermehrtes Angebot an Baugründen sicherzustellen.

I

Diese Maßnahmen müssen durch eine aktive Bodenpolitik der Gemeinde unter-
&"tützt werden, um den gewünschten Effekt zu erreichen und damit der Wohnbe-
völkerung Baugründe zu vernünftigen Preisen anbieten zu können.

Im einzelnen stellt sich das Regelungssystem ~es Aufschließungsbeitrages im
Bauland (§§ 2S bis 28, § 39 Abs. 3 und S und § 40 Ahs. 2) wie folgt dar:

1. Im Flächenwidmungsplan - insbesondere im örtlichen Entwicklungskonzept
- hat die Gemeinde jene Flächen festzulegen, die aus der Sicht der

.Raumordnung (weiterhin) als Bauland geWidmet sind oder bleiben sollen.
Dabei ist nach einem strengen Maßstab zu prüfen, ob die besteh.ende
Baulandwidmung, von Grundstücken, die noch nicht der best1mmungsgemäßen
Nutzung zugeführt wurden,' mit den Grundsätzen dieses Landesgesetzes ,
insbesondere § 21 Abs. 1, noch vereinbar ist· (vgl.· § 39 Abs. 3).

!" "
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2. Baulandflächen, deren Widmungden Anforderungen nicht lIehr entspricht
(Planungsfehler) , sind. entsprechend UJIzuwidJIen(§ 39 Abs. 3 letzter

. Satz in Verbindung mit § 36).

3. Erstmals für das Kalenderjahr 1995 hat die Gemeinde allen EigentÜllern

von Grundstücken, die als Bauland gewidmet und aufgeschlossen sind,
aber noch nicht bebaut sind, je nach tatsächlicher AufschlieSung des
Grundstückes durch Kanal und/oder Wasserleitung und/oder eine öffent-
liche Verkehrsfläche den AufschlieSungsbeitrag vorzuschreiben .

. . Bei zunächst noch nicht gewidmeten oder noch nicht aufgeschlossenen. .
Grundst~cken sind die (jeweiligen) AufschlieSungsbeiträge erstmals für

das Kalenderjahr vorzuschreiben, in dem beide Voraussetzunge~
(Baulandwidmung und AufschlieSung) gegeQen sind.

4. Im. konkreten Fall setzt sich dieser Betrag demnach aus einem Beitrag
·für die Ka~alanschlUBgebühr und/oder einem Beitrag für die Wasserlei-
tungsanschluSgebühr und/oder einem Beitrag zu den Kosten für die öf-
fentliche Verkehrs fläche zusammen(§ 25 Abs. 1, § 26).

Hingewiesen wird darauf, daS die AUfschlieBungsbeiträge je nach tat-
sächlich vorhandener AufschlieBung des Grundstückes .vorzuschreiben

sind. Das hat zur Folge, daS im Einzelfall die AufschlieSungsbeiträge
für die öffentliche Verkehrsfläche, Kanal oder Wasser zu unterschied-
lichen ZeitpUnkten vorzuschreiben sein können.·

s. Als bebaut ill Sinne dieser Bestimmungengilt ein Grundstück auch dann,

wenn es ait einem tatsächlich bebauten Grundstück eine untrennbare

wirtschaftliche Einheit bildet und an das bebaute Grundstück unmittel-

bar angrenzt. Dallit . sollen Härtefälle ausgeschlossen wer,den, in denen

einzelne Grundstücke ait bebauten Grundstücken eine Einheit bilden und

aller Voraussicht nach oder tatsächlich oder a~s rechtlichen Gründen
(z.B. mangelnde Eigenschaft oder ·GrÖSeals Baupla~z) eine Bebauung ~s
trunbebautentr 'Grundstückes nicht erfolgen wird oder kann (§ 25 Abs. 3).
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6. Der AufschlieSungsbeitrag ist (zunächst) bis zur tatsächlichen Auf-
sch,lieSung des grundstückes, längstens aber fünf' aufel.nanderfolgende
Kalenderjahre hindurch, zu entrichten. Die Höhe des'AufschlieSungsbei-
trages errechnet sich aus den VOll Gemeinderat etwa in der Kanal- oder-
Wassergebührenordnung festgelegten _MindestanschluBgebühren jährlich
oder aus deli auf Grund der O.Ö.,Bauordnung festgelegten Einheitssatz
für die Herstellung der öffentl;i.chen Verkehrsfläche. Die- tatsächlich
vorzuschreibende Höhe richtet sich nach denillJahr der Vorschreibung
geltenden Mindestsätzen, 'sodaS sich eine Er~öhungdieser Sätze ,auch auf
die AUfschlieSungsbeiträge auswirkt (§26 Ahs. 1 und 2).

7. Als Berechnungsgrundlage wird neben den MindestanschluBgebühren oder
-beiträgen die GrundstücksgröBe herangezogen. Dabei wird hinsichtlich
der AUfschlieSungsbeiträge für Kanal und Wasser eine Berechnungseinheit

mit 1.000 m2, für den AnschluS an eine öffentliche Verkehrsfläche mit
500 'm2 festgelegt. Für die Baulandwidmungen Betriebsbaugebiet,
Industriegebiet ünd Ländeflächen'wird für Kanal und Wasser auf 5.000 m2

und für den AnschluB an eine öffentliche Verkehrsfläche auf 2.500 m2

abgestellt.

Die ."Differenzierung zwischen den verschiedenen Baulandwidmungen ist
deswegen sachlich gerechtfertigt, weil zur bestimmungsgemäSen Verwen-
dung der WidmungenBetriebsbaugebiet, Industriegebiet und -Ländeflächen
erfahrungsgemäS gröSere Flächen benötigt werden.

Die Festlegung einer Art Mindestbeitragsgrenze dadurch, daS je Grund-
stück jedenfalls. der AufschlieSungsbeitrag für 1.000 (5.000) oder 500

(2'.500) 112 vorzuschreiben ist, ist deswegen gerechtfertigt,. weil auch
bei kleineren GrUndstücken angenouen werden kann, daS zumindest ein

Kanal- und WasseranschluB notwendig' s~in wird. Die Berechnungsqrundlage

für den AnschluS an eine öffentliche Verkehrsfläche entspricht auch der
in der O.ö.' Bauordnung vorgesehenen MindestbauplatzgröSe.
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8. Für gröBere Grundstücke ist bei der Berechnung des AufschlieBungsbei-
trages zunächst die GrundstücksgröBe'durch den jeweiligen Quadratmeter-
satz (1.000/500 oder. 5.000/2.500) zu dividieren und auf die nächst-
kleiucIC ganze Zahl abzurunden. Diese ist dann lIit 20% des Mindest-
satzes zu lIultip~izieren (A 26'A.bs. 2 und 3).

Beill Berechnungssystem geht der Gesetzgeber von einer Durchschnittsbe-

trachtung aus, die sich jedoch ~ objektiven Gegebenheiten orientiert.
Allfällige Ungleichheiten sind insofern unbeachtlich, als bei der Vor-

-, '..
~chreibung der tatsächlichen AnschluBqebühren oder -beiträge _ohnehin
eine genaue Abrechnung erfolgt. ·111 Einzelfall kann es dabei auch zu
Rückzahlungsverpflichtungen für die Gemeinde kommen. Darüber hinaus

biete auch § 27 Abs. 5 e~tsprechende Möglichkeiten, auf geänderte Ver-
hältnisse zu reagieren.

9. Mit d~r fünf jährigen Zahlung (5 mal 20%) ist die jeweils geltende Miri-
destanschlu8gebühr oder der Mindestbeitrag (zu 100%) zunächst abgegol-
ten. Bei der Vorschreibung der AnschluBbeiträge ist daher der :jeweils
geltende Mindestsatz abzurechnen. Erfolgt der Anschlu8 etwa bereits
nach drei Jahren, so sind 60% (3 mal 20%) des geltenden Mindestsatzes
abzurechnen (§ 27Abs. 1).

Unter der Annahme zukünftig. steigender Mindestsätze ergibt sich eine

Begünstigung' des EigentÜllers, der sein Grundstück spätestens nach sechs

~ahren bebaut, da in die.sell Fall der jeweils geltende Mindestsatz zu

lOO%abgegolten ist. Wird das Grunds~ück erst nach Ablauf dieser Frist
bebaut, erfolgt keine. prozentmäBige Anrechnung, sondern: es ,wird-nur,--di.e
Summeder geleisteten Vorauszahlungen - pro Jahr vermindert um 10% _
angerechnet.

10. Bei BebaUung des Grundstückes erst nach Ablauf des 31. Dezembers des
sechsten Kalenderjahres nach erstmaliger Vorschreibung des Aufschlie-
Bungsbeitrages und danach jährlich mit Ablauf des 31. Dezembers verfal-
len je 10%.der t~tsächlich geleisteten Summedes AUfschlie8ungsbeitra-
ges (§ 27 Abs. 2).
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11. UII Nachteile für die Grundstücks'eigentÜJIer in jenen Fällen zu verhin-
dern, in.denen die Vorschreibung der tatsächlichen AnschluBgebühren und
-beiträge durch die Gelleinde - aus welcheIl Grund auch illller- unter-
bleibt, sieht § 27 Abs. 3 vor, daS diesfalls ein, (weiterer) Verfall des
AufschlieSungsbeitrages nicht stattfindet.

12. Bei der Anrechriung sind die bereits geleisteten Vorauszahlungen je QUa-
dratZleter zu errechnen. Wird beispielsweise aus einem 10.000 112 groSen
Grundstück, für das Aufschliesungsbeiträ~e entrichtet wurden, ein
1.000 m2 groSerTeil abgetrennt und bebaut, so ist dieSwme der be-
reits geleisteten Vo~auszahlungen ill Verhältnis 9,zu 1 aufzuteilen und
der eine Teil für das bebaute GrundstÜck anzurechnen (§ 27 Abs. 4).

13. Nach Vorschreibung des AufschlieSungsbeitrages hat der Grundeigentümer
unter bestimmten Voraussetzungen die Möglichkeit, eine Ausnahme vom
AufscnlieSungsbeitrag zu erlangen. Eine solche Ausnahmebewilligung hat
die Gemeinde mit Bescheid zu erteilen, sofern nich~ Interessen der ört-
lichen Raumordnung überwiegen (§ 28 Abs. 1).

Wird die Ausnahmebewilligung erteilt, hat dies ex lege zur Folge, daS
für das betreffende Grundstück 15 Jahrelang weder eine .Bauplatz- noch
eine Baubewilligung erteilt werden kann. Dies bedeutet auch, daS. der
Eigentümer das Risiko der Änderung des örtlichen Entwicklungskonzeptes
auf sich nehmen muS (§ 28 Abs. 2).

Aus Gründen der notwendigen Publizität über die (erschwerte) Möglich-
keit der Bebauung ist die Anmerkung der Ausnahmebewilligung. im Grund-
buch nötig (§28 Abs. 3).

Weitere "AusnahJIellöglichkeiten" ergeben sich aus § 181 Abs. 1 Landesab-
gabenordnung, nach deli fällige Abgabenschuldigkeiten auf Antraq des Ab-
gabepflichtigen ganz o~er zum Teil durch Abschreibung nachgesehen wer-
den können, wenn ~e Einhebung nac~ der Lage des Falles unbilliq--wäre.

Umstände, die die Einhebung der Abgabe unbillig machen, sind nach .der
Judikatur des Verwaltungs gerichtshofes z.B. die Gefährdung der beruf-
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lichen oder wirtschaftlichen Existenz des Abgabepflichtigen oder seiner
Angehörigen oder eine urizumutbare VeräuBerUng von Vermögens werten (vgl.

"

VwaH 10. April 1985, 83/1j/0135).
. .

14. Ab dem Kalenderjahr, in dem der (jew~ilige) AufschlieBungsbeitrag zur
"Gänze verfallen ist, ist er unter sinngemäBer Anwendung der §§ 25 bis
27 neuerlich vorzuschreiben.
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15. Ubersicht AufschlieBungsbeitrag bei erstmaliger Vorschreibung im Jahr
1995:

Ztütpunkt V~ränd~rung Anr~chnung A[lm~rkun9
b~1 B~bäuung

---bIt:!31.12.1995 + 20\ = X1 , (1), (2 )•
-bIt:! 31,.12.1996 + 20\ = X::z 20\ d~t:! MB (3), (4)

bIt:! 31.12.1997 + 20\ = X3 40\ d~t:! MB
-bIt:! 31.12.1998 + 20% = X4 60% d~t:5 MB

bü. 31.12.1999 + 20\ = X5 80% d~t:5 MB
bl~ 31.12.2000 - - X 100% d~~ MB

mIt 1. 1.2001 - 10% von X 90% von X (5 )
mIt 1. 1.2002 - 10% von X ,- 80% von X

mIt. 1. 1.2003 - 10% Von X 70% von X
- --

mIt. 1. 1.2004 - 10% Von X 60% Von X

mIt 1. 1.2005 - 10% von X 50% von X
mIt. 1. 1.2006 - '10% von X 40% von X

I

mIt. 1. 1.2007 - 10% von X 30% von X

mIt. 1. 1.2008 - 10% von X 20% von X
mIt. 1. 1.2009 - 10% von Xbild 31.12.2009 10% -von X

,

bIld 31.12.2010 + 20\ = 1'1 (6)
bIld 31.12.2011 + 20\ = 1'2 20\ d~1d MB
bIld 31'.12.2012 + .20\ .= 'y~ 40\ d~1d Ma ",

.

UIdW.

st. I
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Anmerkungen zur Übersicht:
(1) Zu beachten ,ist, daS die Beiträge nur je nach tatsächlich vorhan-

dener AufschlieSung zu leisten sind. Ist etwa das Grundstück nur
durch eine öffentliche Verkehrs fläche im Sinn der O. Ö. Bauordnung
aufgeschlossen, kann nur dafür ein AufschlieSungsbeitrag vorge-
schrieben werden. Bei zeitlich unterschiedlicher AufschlieSung kön-
nen sich daher für die verschiedenen Beiträge unterschiedliche Vor-
schreibungs- und'Verfallszeitpunkte ergeben. Es wird, daher notwen-
dig' sein, .die einzelnen Teile des AufschlieSungsbeitrages (Kanal,

- .
Wasser, öffentliche Verkehrsflächen) je Grundstück gesondert zu be-

\ . . . ' .

rechnen und evident zu halten.
(2) In der Spalte "Veränderung" bedeutet "+" eine Vorschreibung , "_"

einen "Verfall".
jeweiligen Kalenderjahr geltende Mindestbeitrag.
ist der jeweils geleistete Pr~zentsatz des Mindestbei-

(3) MB = der im
(4) Anzurechnen

trages.
. (5) X'= Xl + x2

Beiträge.
(6) Neuerliche

+ x3 + x4 + Xs = die Summe der tatsächlich entrichteten

Vorschreibung des AufschlieBungsbeitrages.

Zu § 29 und § 30 (bisher § 17 und § 18):

\

Im Sinne der gebotenen Vereinheitlichung wird im Entwurf einheitlich der
Begriff "widmen" verwendet.

Oie Grünlandwidmungin den Flächenwidmungsplänen hat nach den' bisherigen
Erfahrungen neben den BaUlandkategorien eine besondere Sensibilität 'ent-
wickelt. Dies ergibt sich einerseits aus der Umstellung landWirt-
schaftlicher Erzeugungsforllen und deli Erfordernis spezifischer Unterschei-
dungen von "sonstigen Gr\inlandwidmungen", anderer~eits aus der in der Pra-
xis schwieriger werdenden Beurteilung der Zulässigkeit von Bauten und An-

,lagen, die mit der bestimmungsgemäSen Nutz~g der jeweiligen
Grünlandwidmung vereinbar sind.
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Die Neuaufnahme der "Neuaufforstungsgebiete" im § 30 Ahs. 4 erfolgt ill Hin-

blick auf eine zukünftige Neuregelung im O.ö. KUlturflächenschutzgesetz,

lIit der. an c;lie Ausweisung im Flächenwidmungsplan angeknüpft werden soll.

Die Möglichkeit der' Ausweisung bestiJllDlter Folgenutzungen ist notwendig, um

eine zukünftige N~tzung sicherstellen zu können. Hingewiesen wird in diesem

Zusauenhang beispielsweise auf ein Schotterabbaugebiet, das nach Beendi-

gung der Abbauar~ei ten als Erholungsfläche genützt werden kann (§ 30
"Ahs. 4).

Der bisher im Ahs. 5 verwendete Begriff "dienen" wurde in der Rechtspre-

chung der' Höchstgerichte aehrfach kritisch beurteilt und im' Ergebnis eher

groSzügig interpretiert. In Anlehnung an die Begriffsbestimmungen anderer

Raumplanungsgesetze wird die Beurteilung der Zulässigkeit von Grünlandbau-

ten darauf abqe.~tellti ob sie für die bestimmungsgemäBe Nutzung "nötig"

sind. Mit dem Entfall des zweiten Satzes sind keine inhaltlichen Ände-

rungen verbunden; nach wie vor soll im Grünland die Errichtung von.Gebäuden

und Anlagen für den (nicht gewerblichen) Nebenerwerb der Land- und Forst-

Wirtschaft möglich sein. Im Unterschied dazu stellt die Regelung der Abs. 6

und 7 auf die Verwendung von Gebäuderl zur Ausübung einer gewerblichen Tä-
tigkeit ab.

.( ,.

Die sogenannten "Auszugshäuser" haben sich ebenfalls zu einem Problem des

ländlichen Raumes entwickelt: Bei der Zulässigkeit von Auszugshäusern muS

nach wie. vor von den überkommenen Siedlungs formen der Verschiedenen Re-

gionen ausgegangen werden. So war etwa der Begriff "Auszugshaus" in be-

stimmten Lanc;lesteilen - bis ZUIIO.Ö. Raumordnungsgesetz 1972 - als solches

nicht bekannt. Auszugshäuser sollen daher künftig im Rahmen des Ausge-

dinges nur m~hr dort zulässig sein, wo die Wohnbedürfnisse im land- und

forstwirtschaftlichen Hauptgebäude durch BaumaSnahmen (Adaptierung, Zu- und

------U'Dbau-)-n.i,-c--ht-be.f.r-ie.diqt.~werden-k_önnen_und-eine-entspr-e-ch-end-e-V er- und-----

Entsorgung sichergestellt ist (§ 30 Ahs. 5).

Zunehmend sieht sich die Raumordnung mit einem' Problem konfrontiert,' dem

.nicht· nur sozial- und regionalpolitische Bedeutung zukommt, sondern das. .
auch für die künftige Verwendung und Erhaltung der Bausubstanz von ehemals
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oder derz;eit noch landwirtschaftlic;:hen Betrieben wesentlich ist: In einem
nicht vorhersehbaren AusmaS we~den landwirtschaftliche Betriebe aUfge-
lassen, wodurch die Gebäude für reine Wohn- oder auch Gewerbez;weckegenutz;t

werden' könnten. Dies ist nach derzeitiger Rechtslage jedoch nicht möglich,
.weil die Wohn~und Gewerbenutz;ung ait der bestiamungsge~äSen Zweckwidmung
des Grünlandes nicht im Einklang steht.

Das Gesetz;'versucht im § 30 Ahs. 6'zur Lösung dieser vielschichtigen Frage
einen RegelUngsansatz; zu finden, der einerseits den kUnftigen Bestand und.

. .
die ErhaltUng' der Bausubstanz land- und forstwirtschaftlicher Gebäude si-
cherstellenund andererseits Eingriffe in die gewachsene Kulturlandschaft
(etwa durch,Betriebsneu- oder -zubauten). verhindern soll. Oie Verwendung
land- und forstwirtschaftlicher ~ebäude für die Aufnahmevon - nicht erheb-
lich störenden - Betrieben kann allerdings von der Bindung an den Nebener-
werbder Land- und Forstwi~~schaft nicht völlig gelöst werden, da der be-
absichtigte Verwendungszweck ohne diese Bindung von vornweg in Frage ge-
stellt wäre. Mit dem Begriff "Nebenerwerb" ist zunächst klargestellt, daS
diese Verwendungsmöglichkeit nur dann gegeben ist, wenn die Gebäude auch
der Land- und Forstwirtschaft dienen. Darüber hinaus ist ein personeller
ZusaIlUllenhangin dem Sinn notwendig, daS die Land- und Forstwirtschaft
einerseits und, der Nebenerwerb andererseits von derselben Person oder je-
denfalls von Personen derselben Familie ausgeübt wird.

Oie Möglichkeit einer, entsprechenden' Verwendung bestehender land- und
forstwirtschaftlicher Gebäude wird davon abhängig gemacht, daS im

Flächenwi~ungsplan in Ausführung und in Übereinstimmung ait dem örtlichen
Entwicklungskonz;ept eine ~olqhe Verwendungdurch eine Sonderausweisung vor-

; gesehen ist. 'Auf diese Weise ist einerseits die Kontrolle der Entwicklung

durch den Gemeinderat als. Planungsorgan der Gemeinde, andererseits eine ge-
wisse Kontrolle, durch die Aufsichtsbehörde sichergestellt. Eine solche

SonderausweiSung ist darüber hinaus nur unter ganz bestillDlten Vorausset-
z;ungen mögli.ch CA 30 Ahs. 7).,

Durch § 30 Ahs. 8 wird klargestellt, daS z;.B. die Verwendung von Gebäuden
für den "Urlaub am Bauernhof" - der einen wesentlichen Teil des nicht ge-'
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werblichen Nebenerwerbs der Land- und Forstwirtschaft darstellt - nicht~von
den Voraussetzungen der Abs. 6 und 7 abhängt und daher weiterhin möglich
ist.

Zu § 31 und § 32 (bisher § 19 und § 20):

'Gemäß § 7 O.ö. Ortsbildgesetz, LGBl.Nr. 4/1990, hat die Gemeinde unter be-
-stiuten Voraussetzungen ein Ortsbildkonzept z;.uerlassen, in dem die zum
Schutz des Ortsbildes angestrebten Ziele näher darzustellen sind. Das Orts-
bildkonzept dient der Ge~einde als Richtlinie für die künftige Gestaltung
desOrtsbildes und ist daher auch bei der Erstellung des Bebauungsplanes zu
beachten. Die programmatische Z:Lelsetzung von Bebauimgsplänen wurde auch
um den möglichst wirksamen Umweltschutz erweitert.

Auch hinsichtlich des Inhalts des Bebauungsplanes war auf die sich durch
das o. ö. Ortsbildgesetz ergebenden Änderungen Rücksicht zu nehmen (~
Abs. 1 Z. 2).

Die Erfahrungen über die Wirkung und Handhabung der Bebauungspläne haben
überdies gezeigt, daß der bisher geforderte zwingende Inhalt über das not-
wendige Mindestmaß von Festlegungen die Vollziehbarkeit von Bebauungsplänen
hemmt un~ zahlreiche Planänderungen erfordert, -deren Sinnhaftigkeit kaum
verstanden wird. So ist es vorausschauend kaum möglich, etwa in Industrie-
gebieten, Betriebsbaugebieten, aber aucn in bestiJlllltenstädtischen Be-
reichen d;iejeweilige Ba~weise von vornherein zu bestiJmen, -da die Anord-
nung der Gebäude und sonstigen Baulichkeiten gerad~ in derartigen Gebieten
letztlich von- den -produktionstechnischenErfordernissen oder von einer
nicht vorhersehbaren Ausnutzbarkeit des Baulandes bestiJmt wird. Die Fest-
setzung der, spezifischen Bauweise soll künftig nur mehr in Gebieten erfol-
gen, in denen die von der Raumordnung geforderte Bauweise außer Frage steht
(I 32 Abs. 2 Z. 2).

Besondere Bedeutung kommt nach den heutigen Anforderungen des Umw~lt-
schutzes der'Ausweisung der Ver- und Entsorgungsleitungen sowie der Festle-
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gunq der Enerqieversorqunq des Planunqsqebietes zu (§ 32 Abs. 1 Z. 6 und
§ 32 Abs. 2 Z. 7) ..

Aus Gründen der Ubersichtlichkeit und Straffunq können einiqe Punkte der
demonstrativen Aufzählunq im § 32 Abs. 2 entfallen.

Das Bestreben nach bestmöqlicher Ausnützunq des vorhandenen Bauplatzes hat
" ,

Bauformen entwickelt, die in diebisheriqen Bauweisen nicht einzuordnen

sind. Als Rechtsqrundlagefür diese Sonderbau~eisen wird die Aufzählunq im
§ 32 Abs. 5 ·durch ~ ergänzt.'

Zur Bestimmunq derzulässiqen Ausnutzbarkeit des Bauplatzes, insbesondere

in städtischen Bereichen, scheint es notwendiq, für Gebäudehöhen Mindest-

und Höchstqrenzen festzulegen (~ 32Abs. 4). Die Gebäudehöhe ist ein we-:-

sentlicher Bestandteil des MaBes der baulichen Nutzung. Das Fehlen dieses-:

Faktors ZWII Ausdruck der zulässigen baulichen Nutzung neben der GeschoBflä-

chenzahl" upd der Baumassenzahl stellte eine Lücke dar, die durch L.d.f.
Abs. 6qeschlossen wird.

Für bestimmte Gebiete, wie etwa historisch gewachsene Stadt- und Ortskerne,

lassen sich die planerischen Ziele und Festlequnqendurch eine

zeichnerische Darstellung nicht oder nur ungenügend ausdrücken. Schon.bis-

her qibt es für manche solcher Gebiete neben den eiqentlichen Bebauungsplä-

nen sogenannte Satzungen, die die zeichnerische Darstellung durch verbale

Zusätze ergänzen. Diesen Satzungen fehlte bisher jedoch die rechtliche

Grundlage. Derartige verbale Bebauungspläne sind ebenfalls Verordnungen

und hinsichtlich ihres Planungsinhaltes so ausreichend zu umschreiben, daB
.;

die ill §31 Abs. 1 anqeführten Ziele gewährleistet sind (I 32 Abs. 7).

Zu § 33,' § 34, § 35 und § 36 (bisher § 21, § 22 und § 23):

Die Bestimmungen über das Verfahren zur Erlassung und Änd~rung "~der

Flächenwidmunqspläne .und der Bebauungspläne wurde in einigen Punkten" ver-

einfacht und gestrafft, um eine zeitgemäBe und rasche Erlediqung der Ver-



32

fahren zu ermöglichen (vgl. dazu auch die finanziellen Ausführungen im all-
gemeinen .Teil).

Gemäß § 33 Abs. 2 soll nunmehr jedermann, der' ein berechtigtes Interesse
glaubhaft macht~ seine Planungsinteressen dem Gemeindeamt bekanntgeben kön-
nen. Damit wir.deine Präzisierung im Vergleich zum bisherigen Wortlaut
("jeder Planungs träger") erreicht.

Auc1+ die.,Xnderungen im .LM, insbesondere die yerkürzung der jeweiligen
Fri~ten,dienen der Verwaltungsvereinfachung. So sind zukünftig Bebauungs-
pläne nur mehr dann der Landesregierung als Aufsichtsbehörde zUr Genehmi-
gung vorzulegen, wenn überörtliche Interessen im besonderen '.Maß berührt
werden, das heißt, daß. im Normalfall eine Genehmigungspflicht für einen Be-
bauungsplan nicht gegeben sein wird.

Auf die Vorlage eines Planes bei der Bezirksverwaltungsbehörde kann eben-
falls aus verwaltungsökonomischen Gründen verzichtet werden (§ 34 Abs. 5).

Im ~ wird der Zeitraum für die verpflichtende regelmäßige Uberprüfung
des Flächenwidmungsplanes auf zehn Jahre erhöht. Oie übrigen bisherigen Be-
stimmungen wurden im.§ 36 Abs. 3 berücksichtigt.

Vor allem von Gemeindeplanungen betroffene Grundeigentümer üben Kritik an
der bisher gesetzlich gedeckten Vorgangsweise, Planänderungen, die durchaus
einschneidend sein können;, durch bloSe' Planauflage zur öffentlichen Ein-
sicht kundzumachen. Im §36 Ahs. 4_wird daher die nachweisliche Verstän-
digungspflicht der Eigent~er jener Grundstücke festgelegt, an deren
FlächenwidJiung oder Bebaubarkeit sich Knderungen.ergeben.

Unter Berücksichtigung der Judikatur desVerfassungsgerichtshofes, der eine
.entsprechend nachvollzie~re Grundlagenforschung, Interessenabwäqung und
Planbegründung fordert, ist die Aufnahme des, § 36 Ahs. 6 notwendig. Oie Of-
fenlegun'g der Begründung, des' Nachweises der erforderlichen Grundlage.nf.o.r-
schung und der Interessenabwägung i~t auch eine wesentliche Voraussetzung
für die aufsichtsbehördliche Plankontrolle.

, '.
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Zu § 37 (bisher § 24):

§ ~7 entspricht dem bisherigen § 24.

Zu '38 (bisher § 25):

§ 38 wurde sprachlich und. systematisch verbessert und gestrafft., Im Abs. 4
'wUrde kl~rgestellt, daBJlit Anrufung des Gericht~s der Bescheid der Verwal-
tungsbehörde über die Er)tschädigung (zur Gänze) aUSer Kraft tritt. Die
Fristen 'im Abs. 5 und 6 wurden im Hinblick auf den nunmehr im
O.ö. Raumordnungsgesetz vorgesehenen üblichen Planungszeitraum von fünf und
zehn Jahren von zwölf au1'zehn Jahre verkürzt. Diese Fristverkürzung scha-
det auch nicht der Rechtssicherheit, da die Mögli~~~eit einer Vertrags auf-
hebung über zehn Jahre hinweg dem Regelungszweck angemessen scheint.

Zu § 39:

Diese Bestimmung enthält die erforderliche Anpassung vor allem auch im Hin-
blick auf Überg.angsphasen, die sich durch die in diesem Entwurf erstmals
aufscheinenden Neuregelungen ergeben.

Abs. 3 verpflichtet die Gemeinden, den Flächenwidmungsplan längstens inner-
halb von fünf Jahren' daraufhin zu prüfen" ob früher gewidmete aber noch
nicht genutzte Baulandflächen mit den heutigen Anforderungen an
Baulandwidmungen, gemessen' an den Grundsätzen des § 21, noch vereinbar.
sind. "Planungsfehler" sind den nunmehrigen raWlordnerischen Gesichts.
punkten entsprechend zu korrigieren, das heiBt, entweder in eine geeignete
Baulandkategorie um- oder in Grünland rückzuwidmen~

Abs. 4 enthält Übergangsbestimmungen, die durch die Knderung des Kur- und
Fremdenverkehrsgebietes im § 22 Abs. 3 und die Knde~g des § 24~otwendig
sind.
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Um sachlich ~icht gerechtfertigte Mehrfachbelastungen von Grundstückseigen-
tÜDern· zu vermeiden~ die vor Inkrafttreten dieses Landesgesetzes AnschluB-
gebühren oder -bei~räge bereits entrichtet haben, e;ieht Abs. 6 eine ent-
sprechende'Ausnahmebestimmung vor.

Zu § 40:

040 en,thält die üblichenSchlu~bestimmungen.

'Oa auf das RaUDIordnungsgesetz in einer Reihe anderer Landesgesetze Bezug
genommen'wird, wird .durch Abs. 3 sichergestellt, daBdie jeweiligen Verwei-
se 'sinngemäB gelten.
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I. n t rag:

Der AusschuB für Bau- und StraSenanqeleqenheiten beantraqt~ der Hobe Land-
tag aoge

1. qelläS 527 I..bs. 4 LGObeschlie8en, c!a8 über diesen l.uslchuBbericht in

der Landtagslitzung aa 6~· Oktober 1993 verhandelt .wird (Gescbäftsantrag

qeaäS f 18 I..bs~ 3 in VerbindÜDg ait I 24 lbs. 1 LGO), und

2. das Landesgesetz über die. Rauaordnung ia Land, Oberosterreicb

(0.0. Rauaordnungsgesetz 1994 - 0.0. Rb<;1994), beschlieSen.

Linz, am 6. Oktober 1993

Bernhofer
Obmann

Brait
Berichterstatter

,,



36

L.a n des 9 e set z
VOll •••••••••••••••••••••••

über die Rauaordnung i. LandOberosterreich
(0.0. Rauaordnungsgesetz 1994- 0.0. ROG 1994)
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I. Abschnitt
Allqeaeine Bestiaaunqen

§ 1

Begriff und Abgrenzung

(1) Dieses Landesgesetz reqelt.dieRaumordnung in Oberösterreich.

(2) Raumordnung im·Si~e dieses Landesqesetzes ~edeutet, den Gesamtraum und
seine Teilräume vorausschauend planmäSig,zu gestalten und die bestmögliche
Nutzung und Sicherung des Lebensraumes im Interesse des Gemeinwohles zu
gewährleisten; dabei sind die abschätzbaren wirtschaftlichen, sozialen und
kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, die freie Entfaltung der Persön-
lichkeit in der Gemeinschaft sOl!lieder Schutz der natürlichen Umwelt als
Lebensgrundlage des Menschen zu beachten.

(3) Die in diesem Landesgesetz geregelten behördlichen Aufgaben der Ge-
meinde und die nach diesem Lapdesgesetz eine Gemeinde 'als Rechtsträger
treffenden Rechte und Pflichten sind im eigenen Wirkungsbereich wahrzuneh-
men.

(4) Soweit ~estimmungen dieses Landesgesetzes den Zuständigkeitsbereich des
Bundes berühren, sind sie so auszulegen, daS sich keine über die Zustän-
digkeit des Landes hinausgehende rechtliche Wirkung ergibt.

§ 2
RaumordnUngsziele und-grundsätze

(1) Die Raumordnung hat insbesondere folgende Ziele:
1. den Schutz der Umwelt vor schädlichen Einwirkungen sowie die Sicherung

oder Wiederherstellung eines ausgewogenen Naturhaushaltes;
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2. die Sicherung oder Verbesserung der räumlichen Voraussetzungen für so-
zial gerechte Le~ensverhältnisse und die kulturelle Entfaltung;

3," die Sicherung oder Verbesserung einer Siedlungs struktur , die Jlit der
Bevölkerungsdichte eines Gebietes und seiner' ökologischen und wirt-
schaftlichen Tragfähigkeit ia Einklang steht;

4. die Sicherung oder Verbesserung der räumlichen Voraussetzungen für eine
leistungsfähige Wirtschaft einschließlich der Rohstoffsicherung sowie
die Sicherung der Versorgung' der Bevölkerung und der Wirtschaft Jlit
notwendigen Gütern und Dienstieistungen, ins~esondere in Krisenzeiten;

S. die Sicherung oder Verbesserung der räum~ichenVoraussetzung für eine
existenz- und leistungsfähige Land- und Forstwirtscha.ft, insbesondere
die Verbesserung der Agrarstruktür;

6. die sparsame Grundinanspruchnahme bei Nutzungen jeder Art sowie die
bestmögliche Abstimmung der jeweiligen Widmungen;

7. die Vermeidung von landschaftsschädlichen Eingriffen, insbesondere die
Schaffung oder Erweiterung von BaUlandsplittern (Zersiedelung);

8. -die Sicherung und Verbesserung einer funktionsfähigen Infrastruktur;
9. die Schaffung und Erhaltung von Freiflächen für Erholung und Tourismus;

10. die Erhaltung und Gestaltung des ~tadt-. und Ortsbildes einschließlich
der Orts entwicklung sowie die Erhaltung. des typischen Orts": und Land-
schaftsbildes ; unvermeidbare Eingriffe in die Landschaft sind durch
entsprechende landschaftspflegerische Maßnahmen bestmöglich auszu-
gleichen.

(2) Die Ordnung des Gesamtraumes ist auf seine Teilräume abzustimmen. Ord-
nende Maßnahmen in Teilräumen haben sich der Or~ung des Gesamtraumes ein-
zufügen. Bei der Planung und UJlsetzung von ordnenden KaBnahmen in benach-
barten. Teilräumen ist zur Abstiuung solcher MaBnahmen auf die Planungen
der angrenzenden Bundesländer uriddes benachbarten Auslandes möglichst Be-

.dacht zu nehmen. Dem Schutz und der Erhaltung der Umwelt ist der Vorrang
einzuräumen.

(3) Bei Planungen und Maßnahmen innerhalb einzelner Sachbereiche (Fachpla-
nungen) sind ihre Auswirkungen auf andereSachbereiche zu berücksichtigen,
um spätere Nutzungskonflikte zu vermeiden.
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-(4) Planungen und MaBnahmen der Gebietskörperschaften und anderer Planungs-
träger sind zur Vez;meidung von Fehlentwicklungen insbesondere i.lI Bereich
der Siedlungs entwicklung, der Standortplanung für d~e Wirtschaft, des Land-
schafts- und Umweltschutzes sowie des Verkehrs, durch den, rechtzeitigen
Austausch von Informationen und Plan~gsgrundlagen ~ufeiriander abzustimmen.

§ 3
Wirkung der Raumordnungszie1e und '-grundsätze

(1) Alle raumbedeutsamenMaBnahmen' des Landes,' der Gemeinden, der durch
landes rechtliche Vorschriften eingerichteten Gemeindeverbände und der auf
Grund von Landesgesetzen eingerichteten Körperschaften öffentlichen Rechtes
haben sich an den Raumordnungszie1en und -grundsätzen auszurichten.

(2) Raumbedeuts.ame MaBnahmen sind alle Vorhaben einschlieBlich F.ach- und
Einzelplanungen im Gebiet des Landes, die Raum beanspruchen oder die
räumliche Struktur oder die EntWicklung des Raumes wesentlich beeinflussen.

§ 4
Raumordnungsbeirat

(1) Beim Amt der Landesregierung wird ein Raumordnungsbeirat eingerichtet.
Er ~at die Landesregierung in wesentlichen Angelegenheiten der Raumordnung,

.insbesonder~ in für die El,ltwick1ung des Landes als Gesamtraum .wichtigen
Fällen, zu betaten und entsprechende Vorschläge zu erstatten.

(2) Die Landesregierung hat den RaUllordnungsbeirat Über wesentliche Angele-
genheiten der Raumordnung unverzüglich in Kenntnis zu setzen.
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§ 5

Organisation des Raumordnunqsbeirates

(1) Der Raumordnungsbeirat besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellver-
treter und weiteren Mitgliedern. .

(2) Vorsitzender des Raumordnungsbeirates ist das für die Angelegenheiten
der Raumordnung zuständige Mitglied ~er Landesregierung. Zum Stellvertre-
ter hat die Landesregierung ein RegierungsJlitglied jener illlLandtag am
stärksten vertretenen Partei zu bestellen, der der Vorsitzende nicht ange-
hört.

(3) Dem RaumordnUngsbeirat gehören als weitere Mitglieder an:
1. sechs Mitglieder, die auf Grund von Vorschlägen der Fraktionen des Land-

tages von der Landesregierung zu bestellen sind; das Vorschlagsrecht
kommt den Fraktionen entsprechend ihrer Stärke zu; kommt einer Fraktion
kein Vorschlagsrecht für eines der Mitglieder zu, so ist über Vorschlag
dieser Fraktion ein weiteres Mitglied des Raumordnungsbeirates zu be-
stellen;

2. je ein Vertreter qes Oberösterreichischen Gemeindebundes und des Öster-
reichischen Städtebundes, Landesgruppe Oberösterreich;

3. je ein Vertreter der Wirtschaftskammer Oberösterreich, der Landwirt-
schaftskammer für Oberösterreich, der Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte für Oberösterreich und der Ingenieurkammer für Oberösterreich
und Salzburg;

4. ein Vertreter der Wissenschaft (Universität Linz);
S. der O.ö. Umweltanwalt.

(4) Die Mitglieder gemäB ~s. 3 Z. 2, 3 und 4 sind von der jeweils in Be-
tracht kommenden Institution zu entsenden; sie hat dies der Landesregierung
schriftlich aitzuteilen. Für den Fall der Verhinderung von Mitgliedern ist
in gleicher Weise die entsprechende Anzahl von ErsatzIllitgliedern zu bestel-
len. Scheidet ein Mitglied· aus, ist die frei gewordene Stelle neu zu beset-
zen.
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(S) Die FunktJ.onsdauer der Mitglieder des Raumordnungsbeirates endet mit

dem Ablauf der Gesetzgeb~gsperiode des Landtages. Nach Ablauf' der Funk-

tionsperiode führen die Mit:glieder des Raumordnungsbeirates die Geschäfte

so lange weiter, bis sich der neue Raumordnungsbeirat konstituiert hat.

(6) Die Mitg:liedschaft zum Raumordnungsbeirat ist ein Ehrenamt. Die Mit-

. glieder haben lediglich Anspruch auf .Ersatz der notwendigen Reisekosten .

(7) Der Raumordnungsbeirat . kann seinen Sitzungen.' Vertreter von sonstigen. . .
Körperschaften öffentlichen Rechts und Institutionen sowie Sachverständige
und Auskunftspersonen bei~iehen.

(8) Das Nähere über die Geschäftsführung des Raumordnungsbeirates hat die

Landesregierung durch Verordnung zu regeln (Geschäftsor~~g des
Raumor4nungsbeirates).

§ 6
Regionale Pl2nungsbeiräte

(1) Die Landesregierung kann durch Verordnung Regionen abgrenzen, in denen

sich regionale Planungsbeiräte bilden können. Sie dienen der. freiwilligen

Koordinierung raumbedeutsalller MaBnahmender Gemeinde und anderer Planungs-

träger innerhalb eines bestimmten Teilraumes (Region) sowie der koordi-

nierten Planung einer den RaUJllordnungszielen und -grundsätzen entspre-
chenden Ordnung der Region.

(2) Eine Überschneidung der jeweiligen Grenzen der Regionen ist zulässig,

soweit dies aus dem Planungs zweck erforderlich ist. E~ regionaler Pla-

nungsbeirat kann auch befristet gebildet werden, soweit dies der Planungs-
zweck erfordert.

(3) Aufgabe des regionalen Planungsbeirates ist:

...
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.1. die Beratung der Landesregierung bei der Erlassung oder Knderung Von
RaumordnungsprograllDlen oder Verorclnungen gelläs § 11 Abs. 6 sowie bei
sonstigen raumb~deutsamen HaSnahllen der überörtlichen Raumordnung, durch
die die Region betroffen ist;

2. die Beratung der Landesregierung in· Verfahren zur Erlassung oder Knde-
rung und regellläSigen Uberprüfung von Flächenwidmungsplänen, wenn
gemeindeübergreifende AUSWirkungen in der Region zu erwarten sind;

3. die Erstattung von RaUllordnungsvorschlägen, die die Region betreffen;
4. die Koordination der örtlichen ~umplanungen mit dem Ziel einer verbes-

sertenwechselseitigen Abstimmung.

§ 7
Organisation der regionalen Planungsbeiräte

(1) Der regionale Plapungsbeirat besteht aus einem Vertreter des Landes
Oberösterreich, der zugleich den Vorsitz führt, und je einem Vertreter der
Gemeinden der Region. Die Geschäftsführung erfolgt durch das Amt der Lan-
desregierung.

(2) Die Vertreter der Gemeinden sind gemäß § 33 Abs. 9 O.ö. Gemeindeordnung
1990 zu bestellen.

(3) Die Mitgliedschaft·zum regionalen Planungsbeirat ist ein Ehrenamt; den
Mitgliedern sind nur die notwendigen Reisekosten zu ersetzen.

(4) An den Sitzungen des regionalenPlanungsbeirates dürfen je.Gemeinde bis
.zu drei weitere Vertreter teilnehmen, die jedoch kein Stimmrecht haben;
weiters können Sachverständige. und Auskunftspersonen beigezogen werden.

(S) Ein Beschluß des regionalen Planungsbeirates bei der Wahrnehmung seiner
Aufgaben gemäß § 6 Abs. 3 kann nur einstimmiq gefaSt werden.

(6) Das Nähere über die Geschäftsführung hat die Landesregierung durch Ver-
ordnung zu regeln (Geschäftsordnung des regionalen Planungsbeirates).
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11. Abschnitt
Uberörtliche Rauaordnung

§ 8

Aufgabe

Aufgabe der überörtlichen Raumordnung ist insbesondere:
1. die Raumforschung des ,Landes, das ist die Untersuchung der natürlichen,

wirtschaftlichen, sozialen undkulturelleri Gegebenheiten sowie die Beob-
achtung ihrer Veränderung;

2. die Landesplanung, das sind die ordnenden Maßnahmen fur das gesamte Lan-
desgebiet;

3. die Regionalplanung, das sind die ordnenden Maßnahmen für Teile des Lan-
desgebietes (Regionen);

4. die Planungen von Sachbereichen, das sind die ordnenden Maßnahmen für
bestimmte Sachbereiche im gesamten Landesgebiet oder in Teilen des Lan-
desgebietes;

5. die Koordinierung de.r Planungen, das ist die Abstimmung der Planungen
des Landes, der Gemeinden und anderer Planungsträger;

6. die überörtliche Interessenabwägung (überörtliche Raumverträglichkeit.s-
prüfung), das ist die Bewertung und Einschätzung wesentlicher Planungs-
vorhaben auf ihre möglichen Auswirkungen auf die Raumordnung;

.7. die Beratung anderer Planungsträger einschließlich der Bekanntgabe der
Ziele und Festlegungen der überörtlichen Raumordnung und des Ergebnisses
der überörtiichen Interessenabwägung;

8. die Wahrung der Interessen des Landes bei Pla~ungen des Bundes, benach-
barter Länder, nationaler und internationaler Institutionen sowie bei~ '.

nationalen und internationalen Konferenzen.
(

§ 9
Auskunfts- und Mitteilungspflicht

(1) Der Bund, die Gemeinden, -die Gemeindeverbände, Körperschaften öffent-
lichen Rechtes ..und sonstige Planungsträger haben der Landesregierung im



, ' \. '1

, t

, .
45

Rahmen der verfassungs rechtlichen Bestimmungen raumbedeutsame Planungen und
Maßnahmen (§ 3 Abs. 2) zeitgerecht lIitzuteilen und ihr die für die überört-
liche Raumordnung erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(2) Das Land hat raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die für die ört-
liche Raumplanung von Bedeutung sind, den in Betracht kommenden Gemeinden

~zeitgerecht aitzuteilen. Die Landes- und Gelleindebehörden haben den zustän-
.digen Bundesbehörden die' erforderlichen Auskünfte über die beabsichtigten
~oder bereits qetroffenen ~aumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen zu ertei-
len.

(3) Die Verpflichtungen gemäß Abs. 1 oder 2 bestehen nicht, soweit dadurch
Geschäfts- oder Betriebsgeheimnisse verletzt würden oder besonäere öffent-
liche Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen.

§ 10
Raumordnungskata~ter

(1) Zur'Erfassung der für die Raumordnung wesentlichen Planungsgrundlagen
ist beim Amt der Landesregierung ein Raumordnungskataster zu führen. In den
Raumordnungskataster sind die für die überörtliche Raumordnung wesentlichen..
Daten einschließlich der in Raumordnungsprogrammen festgelegten Maßnahmen
aufzunehmen.

(2) In den Raumordnungskatasterkönnen alle Personen Einsicht nehmen, die
ein b~rechtigtes Intere'sse glaubhaft machen.

I 11
Raumordnungsproqramme

(1) Die Umsetzung der Raumordnungsziele und -grundsätze sowie der Aufgaben
der überörtlichen Raumordnung erfolgt durch Raumordnungsprogramme (Verord-
'nungen) der Landesregierung. Sie' haben die angestrebten Ziele der
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Raumordnung und die zu ihrer Erreichung notwendigen Maßnahmen näher festzu-
legen.

(2) Raumordnungsprogramme können für das gesamte
(LandesraUJlordnun~sprograDUle) oder· für Landesteile
Raumordnungsprogramme) sowie für Sachbereiche der
(Raumordnungsprogramme für Sachbereiche) erlassen werden.

Landesgebiet
(regionale

Raumordnung

(3) Regionale Raumordnungsprograue sollen die. anzustrebende' ökologische,
soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung des Planungsraumes dar-
stellen und haben insbesonde're Aussagen zu enthalten über:
1. die Stellung der Gemeinde in der Region;,
2. die Möglichkeiten und die vorrangigen Ziele der infrastrukturellen Er-'

schließung;
3. ,Vorrangflächen für Nutzungsansprüche im Bauland und im Grünland zur

Festlegung der Grenzen von räumlicher Ausdehnung und Widmungsvorbehalte.

(4) Die Landesregierung hat bei der Erlassung von Raumordnungsprogrammen
1. festgelegte Planungen de~ Bundes zu berücksichtigen und
2. auf Planungen benachbarter Länder, der Gemeinden, der Gemeindeverbände

und anderer Körperschaften öffentlichen Rechtes sowie auf' raumbedeutsame
MaBnahmen anderer Planungs träger soweit Bedacht zu nehmen, als dies mit
qem Regelungszweck des Raumordnungsprogrammes vereinbar ist.

(S) Festgelegte Planungen des Bundes sind in den Raumordnungsprogrammen er-
sichtlich zu machen.

(6) Bis zur Erlassung von Raumordnungsprogrammen können für bestiute Ge-
biete einzelne Ziele der überörtlichen Raumordnung durch Verordnung der
La~desregierung umschrieben werden'. Die Verordnung hat auch die 'zu Errei-
chung der umschriebenen Ziele erforderlichen MaBnahmen zu enthalten.

(7) Raumordnungsprogramme sowie Verordnungen gemäB Abs. 6 sind beim Amt der
Landesregierung sowie beim Gemeindeamt (Magistrat) der betroffenen Ge-
meinden (Städte) zur Einsicht aufZUlegen.
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§ 12
Änderung

(1) RaWlordnungsprogramme und Verordnungen gemäB § 11 Abs. 6 sind zu
ändern, wenn
1. sich die maßgebliche Rechtslage ändert oder
2. sich die urSPrünglichen Planungsvoraussetzungen wesentlich ändern oder
3. es das G~lIeinwohl erfordert.

(2) RaUllordnungsprogramme und Verordnungen gemäß §ll Abs. 6 können geän-
dert werden, wenn öffentliche Interessen, die nach den Bestimmungen dieses
Landesgesetzes bei der Erlassung zu berücksichtigen sind, dafür sprechen.

§ 13
Verfahren

Vor der Erlassung oder Änderung der'Raumordnungsprogramme sowie der Verord-
nungen gemäB § 11 Abs. 6 hat ,die Land~sreqierung folgenden Stell~n oder In-
stitutionen innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zur Stellungnah-
me zu geben:
1. den in Betracht kommenden Bundesdienststellen;
2. den Landesregierungen anderer Bundesländer, soweit deren Interessen be-

rührt werden;
3. den betroffenen Gemeinden;
4. der Wirtschaftskammer Oberösterreich;

. .-s. der Landwirtschaft~kammer für Oberösterreichi
-6. der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreichi
7. der o.ö. Umweltanwaltschafti
8. sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechtes, von denen bekannt ist,

daß ihre: I~teressen' berührt werden.
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§ 14
Wirkung

;.(1) Hinsichtlich der Wirkung von RaWlordnungsprograZlJlen und Verordnungen
gemäB § 11 Ahs. 6 gilt § 3.

(2) Das Land darf rauabedeutsame generelle und individuelle Verwaltungsakte
und MaBnahmen - soweit nicht besondere gesetzliche Bestimmungen bestehen ~
nur im Einklang mit Raumordnungs programmen "und Verordnungen gemäB §"ll Ahs.
6 setzen.

III. Abschnitt

Örtliche Raumordnung

§ 1S
Aufgabe

(1) Aufgabe der örtlichen Raumordnung ist insbesondere:
1. die Raumforschung der Gemeinde, das ist die Untersuchung der natür-

lichen, wi?:tschaftlichen, sozialen und kulturellen Gegebenheiten sowie
die Beobachtung ihrer Veränderung;

2. die Gemeindeplanung, das sind alle MaBnahmen zur Ordnung des Gemeindege-
bietes ,insbesondere die Erstellung und Xnderung des örtlichen Entwick-
lungskonzeptes , des FlächenwidDungsplanes und der Sebauungspläne unter
Zugrundelegung der Ergebnisse der Raumforschung;

3. die Koordinierung der Planungen, -das ist die Abstiuung von Planungen
zwischen Gemeinde und anderen Planungs trägern;

4. die Beratung" von sonstigen" Planungsträgern bei raumbedeutsamen KaBnah-
men;
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S. die Wahrung der Gemeindeinteressen bei Planungen des Bundes, des Landes,
der Region sowie benachbarter Gemeinden .

.(2) Oie Gemeinde hat nach Maßgabe der finanziellen Mittel die Aufgaben der
örtlichen Raumordnung durch privatwirtschaftliche Maßnahmen zu unterstützen
(aktive Bodenpolitik).

\
§ 16

Privatwirtschaftliche Maßnahmen zur Bau1andsicherung

(1) Als privatwirts'chaftliche MaBnahmen im Sinne des § 1S Abs. 2 kommen
insbesondere in Betracht:
1: Vereinbarungen der Gemeinde mit den Grundeigentümern über die zeitge-

rechte und WidmungsgemäBe Nutzung von Grundstücken;
2. der Erwerb von Grundflächen durch die Gemeinde, insbesondere um.den ört-

lichen Bedarf an Baugrundstücken zu ortsüblichen Preisen decken zu kön-
nen.

(2) Oie Gemeinde hat bei der Gestaltung der Vereinbarungen auf die Gleich-
behandlung der in Betracht kommenden Grundeigentümer zu achten.

(3) Nach MaBgabe der im Voranschlag des Landes vorgesehenen finanziellen
Mittel hat das Land Oberösterreich zur Durchführung der MaBnahmen der
Bau~andsicherung in für die EntWicklung des Landes wichtigen Fällender Ge-
meinde Förderungen zur Unterstützung des Erwerbs von Grundstücken für Wohn-
und Betriebsbauten zu geWähren.

§ 17

Auskunfts- und Mitteilungspflicht

Die Auskunfts- und Mitteilungspflicht gemäß § 9 .gilt sinngemäß für dielirt-
liche Raumordnung.
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§ 18

Flächenwi~ungsplan mit örtlichem Entwicklungskonzept

(1) Jede Gemeinde hat in Durchführung der Aufgaben der örtlichen
Raumordnung qurch Verordnung den Flächenwidmungsplan mit dem örtlichen Ent-
wicklungskonzept zu erlassen, w~iterzuführen und regelmäBig zu überprüfen.
Das örtliche Entwicklungskonz,ept ist auf einen PlanungszeitraUtl von zehn
Jahren, der flächenwidmungsplan auf einen solchen von fünf Jahren auszule-
gen.

(2) Das örtliche Entwicklungskonzept hat als Grundlage der übrigen
Flächenwidmungsplanung die längerfristigen Ziele und Festlegungen der ört-
lichen RaumordnUng zu enthalten. Seiner Erlassung hat eine aus der Sicht
der Gemeinde geeignete Einbeziehung der Bürger voranzugehen.

(3) Das örtliche Entwicklungskonzept besteht aus einem Textteil und ergän-
zenden zeichnerischen Darstellungen (Funktionsplan); es 'hat jedenfalls
grundsätzliche Aussagen zu enthalten, über:
1. die natürlichen Voraussetzungen uild Umweltbedingungen unter besonderer

Berücksichtigung von ökologisch wertvollen Gebieten, Gebiete mit beson-
derer Eignung für die landwirtschaftlicne Nutzung,
Neuaufforstungsgebiete sowie Frei- und Erholungsflächen;

2. den künftigen Baulandbedarfi
3. die räumliche und funktionelle Gliederung des Baulandes im Hinblick auf

die künftige Siedlungs- und Wirtschafts entwicklung einschlieBlich der
Festlegung von Vorrangflächen des Baulandes und des ,Grünlandes;

4. die geplanten InfrastrukturmaBnahmen der Gemeinde im Bereich der ört-
lichen VerkehrserschlieBung, der,Ver- und Entsorgung sowie soziale und
kulturelle Einrichtungen;

5. die Sicherung eines wirksamen Landschafts- und Vmweltschutzes.

(4) Das örtliche Entwicklungskonzept da,rf den Raumordnungsprogrammen und
Verordnungen gemäB § 'lI Abs~ 6 nicht widersprechen.

'.
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(5) In Ubereinstimmung mit den Zielen und Festlegungen des örtlichen Ent-
'Wic;klungskonzeptes ist illFlächenWidmungsplan für das gesamte Gemeindege-
biet auszuweisen, weiche Fl~chen als Bauland (§ 21 bis § 23), als Ver~ehrs-
flächen (§ 29) oder als Grünland (§ 30) geWidmet werden. Die Gemeinde hat
dabei auf Planungen benachbarter Gemeinden und anderer Körperschaften öf-
fentlichen Rechtes sowie auf raumbedeutsame HaBnahmen anderer Planungsträ-
ger lIöglichst Bedacht zunehmen.

(6) FÜr vers9hiedene räumlich übereina,nderliegende Ebenen desselben Pla-. .nungsraumes können verschiedene Widmungen festgelegt werden.

(7) Bei der Erlassung, Änderung oder regelmäBigen Überprüfung des
FlächenWidmungsplanes hat die Gemeinde festgelegte Planungen des Bundes und

\

des Landes zu berücksichtigen; solche Planungen sind überdies im
Flächenwidmungsplan ersichtlich, zu machen; dies- gilt für festgelegte Flä-
chennutzungen (wie Flugplätze, Eisenbahnen, BundesstraBen, Landes- und 8e-
zirksstraBen, Wald entsprechend der forstrechtlichen' Planung, Ver- und
Entsorgungsleitungen) und Nutzungsbeschränkungen (wie Bannwälder , wasser-
'rechtliche Schutz- UIld Schongebiete, .Schutzzonen für StraBen, Sicherheits-,
zonen für Flugplätze, Bauverbots- und Feuerbereiche bei Eisenbahnen, Natur-
schutzgebiete, Objekte unter Denkmalschutz, Schutzs.treifen für ober- und
unterirdische Leitungen und 8ergbaugebiete). Auch für Flächen, auf denen
überörtliche Planungen ersichtlich zu machen sind, sind Widmungen gemäB
Abs. 5 festZUlegen.

§ 19
Vorbehaltsflächen

(1) Widmet die Gemeinde Flächen nach 1·18 Abs. 5, kann sie Vorbehaltsflä~
chen für öffentlichen.Zwecken dienende Bauten und Anlagen (wie Kmter, Heil-
und Pflegeanstalten, seelsorgeeinricht~gen,.SchulenJ Kindergärten, Parkan-. . ,

lagen, Sport- und Spielplätze) festlegen.
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(2) Der EigentÜDIer von Grundflächen, die als Vorbehaltsflächen festgelegt

;'sind, kann: nach Ablauf von sechs Jahren die Einlösung l:UlI ortsüblichen

Preis c verlangen, Das Einlösungsbegehren ist bei der Gemeinde zu stellen.

Vorbehaltsflächen für Zwecke der Gemeinde kann die Gemeinde, andere Vorbe-

haltsflächenkann jener Rechtsträger einlösen, der den öffentlichen Zweck,

für'den die Vorbehaltsflächen festgelegt sind, nachweisbar l:U verwirklichen
beabsichtigt.

(3) Kommt binnen zwei Jahren ab dem Zeitpunkt. des Einlangens des Einlö-

'sungsbegenrens bei der Gelleinde ein .Vertrag, lIit dem die Gemeinde oder ein

aridererRechtsträger EigentUJI oder ein dingliches Nutzungsrechtan den be-
"

treff~nden Grundflächen erwirbt, nicht zustande, so ist die Widmung als

Vorbehalts fläche durch Änderung des Flächenwidmungsplanes aufzuheben. Di,e

als Vorbeha~"!-sfläche gewidmeten Grundflächen dürfen im abgeänderten

Flächenwidmungsplan nicht mehr als Vorbehaltsfläche ausgewiesen werden.

Ein durch' ein anderes Gesetz allenfalls gewährtes Recht, Grundflächen durch

Enteignung in Anspruch zu nehmen, wird dadurch nicht berührt.

§ 20
Form und Kundmachung des Flächenwidmungsplanes

(1) Die Landesregierung hat durch Verordnung näher zu regeln, wie der

Flächenwidmungsplan z;u gestalten und zu gliedern ist, welche Planzeichen

und Materialien zu verwenden sind und welchen MaSstab die z.eichnerischen

Darstellungen aufzuweisen .haben. Die Verordnung kann auch vorsehen, daS für

einen' bestimmten' Bereich an der Gemeindegrenze die Widmungen des

~lächenwidmungsplanes der Nachbargemeinden darzustellen sind, Dazu sind die

benachbarten Gemeinden über bestehende Widmungen zu informieren,

(2) Der ,Flächenwidmungsplan ist nach Inkrafttreten .beim Gelleindeamt (Magi-

strat) l:4r Einsicht aufzulegen. Dabei hat ein Ubersichtsplan samt einem

Verzeichnis der Änderungen den jeweils letzten Stand des

Flächenwidmungsplanes auszuweisen. Diesem Ubersichtsplan sowie dem Ver-

, ->



" '..-..1:"1

'.

53

zeichnis kommt keine rechtliche Wirkung zu. Erscheint es erforderlich und
zweckmäßig, kann die Geme.inde den Flächenwidllungsplan in seiner letzten
Fassung als Verordnung neu kundmachen.

§ 21
Bauland

(1) Als Bauland dürfen nur, Flächen vorgesehen werden, die sich auf Grund.
der natüi:-lichenund der infrastrukturellen Voraussetzungen für die Bebauung
eignen. Sie müssen dem Baulandbedarf der Gemeinde entsprechen, den die .Ge-
meinde für einen Planungszeitraum von fünf Jahren erwartet. Flächen, die
sich wegen der natürlichen Gegebenheiten (wie Grundwasserstand, Hochwasser-
gefahr , Steinschlag, Bodenbeschaffe~eit, Lawinengefahr) für eine zweckm.ä-
Bige Bebauung nicht eiqnen~ dürfen nicht als Bauland gewidmet werden. Das
gilt' auch für Gebiete, deren Aufschließung unwirtschaftliche Aufwendungen
für die kulturelle, hygienische, Verkehrs-, Enerqie- und sonstige Versor-
gung sowie für die Entsorgung erforderlich machen würde .

.(2) Soweit erforderlich und zweckmäßig, sind im Bauland gesondert zu wid-
men:

1.Wohngebiete (§ 22 Abs. 1);
2. Dorfgebiete (§ 22 Abs. 2);
3. Kurqebiete (§ 22 Abs. 3);
4. Kerngebiete (§ 22 Abs. 4);
S. gemischte Baugebiete (§ 22.Abs. 5);
6. Betriebsbaugebiete C§ 22 Abs. 6);
7. Industriegebiete (§ 22 Abs. 7);
8. Ländeflächen (§ 23 Abs. 1);
9. Zwcitwohnungsgebiete (§ 23 Abs. 2);

lO~ Gebiete für Geschäftsbauten(§ 23 Abs. 3);
ll.Sondergebiete des Baulandes (§ 23 Abs. 4).
Ihre Lage ist so aufeinander abzustimmen, daS sie sich gegenseitig .mög-
lichst ni.cht beeinträchtigen' (funktionale Gliederung). Wo erforderlich,
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sind in den jeweiligen Gebieten Schutzzonen zur Erreichung eines möglichst
wirksamen Umweltschutzes vorzusehen.

(3) Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinträchtigungen und zur Erreichung
eines lIöglichst wirksamen Umweltschutzes kann die Landesregierung durch
Verordn~g festlegen,
1. welche bestimmte Arten von Betrieben (Betriebstypen) in, den

Widmungskategorien gemäß Abs. 2 Z. 1 bis 7 errichtet werd,en dürfen und
·2. welche Abstände dabei von den Na:chba~grundgre~zen einzuhalten sind-.
Die Beurteilung der Betriebstype hat auf Grund der .Art der herkömmlicher-
weise und nach dem jeweiligen Stand der Technik verwendeten Anlagen und
Einrichtungen und der Art und des Ausmaßes der von solchen Betrieben übli-
cherweise verursachten Emissionen zu erfolgen.

(4) An einem bestehenden Gewerbebetrieb, der sich in einem Gebiet gemäß
§ 21 Abs'- 2 Z. 1 bis 6 befindet, in dem er auf Grund der Bestimmungen
dieses Landesgesetzes oder auf Grund einer Änderung der Widmung nicht mehr
errichtet werden dürfte, dürfen im Rahmen der Bauvorschriften
baubewilligungspflichtige Maßnahmen vorgenommen werden, wenn dadurch die
durch Verordnung der Landesregierung für. die einzelnen Widmungskategorien

.festgelegten Grenzwerte für Emissionen und Immissionen nicht überschritten
werden. Die Grenzwerte sind nach dem jeweiligen Stand der Technik festzu-
legen; bei der Festlegung von Grenzwerten für Lärm können für verschiedene
Tageszeiten verschiedene Werte bestimmt werden.

(5) Betriebe, die dazu dienen, landwirtschaftliche Nutztiere, wie Schweine
oder Geflügel, bodenunabhängig (nicht zum überwiegenden Teil auf eigener
Futtergrundlage aufbauend) in Massen zu halten, dürfen ill Bauland nicht er-
richtet werden.

(6) Widmet die Gemeinde Flächen als Bauland, kann sie die Dichte der Bebau~
ung festlegen. Dabei sind insbesondere die jeweilige Widmung und die Folgen

.zu bedenken, die sich aus der Festlegung der BebauungsQichte ergeben.
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§ 22
Widmungen'im Bauland

(1) Als Wohngebiete sind solche Flächen vorzusehen, die für Wohngebäude be-.
stimmt sind, die einem dauernden Wohnbedarf dienen; andere Bauten und son-
stige Anl~gen dürfen in Wohngebieten nur errichtet werden, wenn sie wirt-
schaftlichen, sozialen oder kulturellen Bedürfnissen vorwiegend der Bewoh-
ner dienen und ihre ordnungsgemäße Benützung 'keine Gefahren, erhebliche
Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Bewohner' mit sich bringt'-
Flächen für Wohngebiete können auch als reine 'WOhngebietevorgesehen wer-
den; in diesen Wohngebieten dürfen neben Wohngebäuden; nur solohe in Wohnge-, ,

bieten zulässige Bauten und sonstige Anlagen errichtet werden, die dazu'
dienen, den täglichen Bedarf der Bewohner zu decken. Weiters können Flä-
chen für förderbare mehrgeschossige (mindestens drei Geschosse über den
Erdboden) Wohnbauten vorgesehen werden; in d"iesen Wohngebieten dürfen nur

, ,\förderbare mehrgeschossige Wohnbauten sowie Bauten und sonstige Anlagen er-I _ '

richtet werden, die dazu dienen, den täglichen Bedarf der Bewohner zu
decken.

(2) Als Dorfgebiete sind solche Flächen vorzusehen, die vorrangig für Ge-
bäude land- und forstwirtschaftlicher sowie berufsgärtnerischer Betriebe,
i.m übrigen aber nur für Bauten und Anlagen bestimmt sind, die auch im Wohn-
gebiet (Abs. 1) errichtet werden dürfen, wobei jedoch als Wohngebäude nur
Kleinhausbauten und nur insoweit zulässig sind, als die dörfliche Struktur
des Gebietes sichergestellt i.st.

(3) Als Kurgebiete sind solche Flächen vorzusehen, die für Kuranstalten und
" darauf abgestellte Tourismusbetriebe und Erholungseinrichtungen, im übrigen

a~r nur für Bauten und Anlagen bestimmt sind, die dem Kurbetrieb dienen.

(4) Als Kerngebiete sind solche Flächen mit überwiegend atädtischer Struk-
,tur vorzusehen, die vorrangig für öffentliche Bauten, Verwaltungsgebäude,
Gebäude für 'Handels- -und Dienstleistungsbetriebe~ für Versammlungs- und
Vergnügungsstätten sowie für Wohngebäude einschlieBlich der dazugehörigen
Bauten und Anlagen bestimmt sind. Bauten und Anlagen, die erhebliche Nach-
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teile oder erhebliche Belästigungen für die im Kerngebiet wohnhafte oder
anwesende Bevölkerung~bedingen, dürfen in Kerngebieten nicht errichtet wer-
den. Solche Bauten und Anlagen können im Zuge der Widmung näher um-
schrieben werden ..

(S) Als gemischte Baugebiete sind solche Flächen vorzusehen, die vorrangig
dazu dienen,
'1. Klein- und Mittelbetriebe aufzunehmen, die auf Grund ihrer Betriebstype

die Umgebung nicht wesentlich stören;
2. Lagerplätze 'zu erric~ten, die nicht wesentlich stören;
3. sonstige Bauten und Anlagen aufzunehmen, die in Wohngebieten (Abs. 1)

oder in Kerngebieten (Abs. 4) errichtet werden dürfen.
Zur funktionalen Gliederung kann in gemischten Baugebieten die Zulässigkeit
von Bauten und' Anlagen, die in Wohngebiet-~n errichtet werden dürfen, einge-
schränkt oder ausgeschlossen werden. "Dies gilt nicht für die den Betrieben
zugeordneten Wohngebäuden.

(6) Als Betriebsbaugebiete sind solche Flächen vorzusehen, die zur Aufnahme
von Betrieben dienen, die auf Grund ihrer Betriebstype die Umgebung (insbe-
sondere. durch Lärm, Staub, Geruch oder Erschütterungen) weder erheblich
stören noch (insbesondere durch Dämpfe, Gase, Explosionsstoffe oder durch
Strahlung) gefährden. In Betriebsbaugebieten dürfen auch die solchen Be-
trieben zugeordneten Verwaltungs- und Betriebswohngebäude sowie Lagerplätze
errichtet werden. Andere Bauten und Anlagen dürfen nicht errichtet werden.

(7) Als Industriegebiete sind solche Flächen vorzusehen, die für Betriebs-
gebäude und betriebliche Anlagen von Betrieben bestilll..lll.tsind, die nicht
unter Abs. 6 fallen. In Industriegebieten dürfen auch die solchen Be-

" ,

trieben zugeordneten Betriebe, Verwaltungs- und Betriebswohngebäude sowie
Lagerplätze errichtet werden. Andere Bauten und Anlagen dürf en nicht er-
richtet werden.
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§ 23
Sonderwidmungen im Bauland

(1) Als Ländeflächen sind' Flächen an Wasserstraßen vorzusehen, clie für den
übergang des Personen- oder Güterverkehrs vom ~asserweg auf den Landweg be-
stiJmt sind. Auf Ländeflächen können neben den erforderlichen 'fransportein-
richtungen, Lager- und Verkehrsflächen auch dazugehörige Verwaltungs-, Be-

.triebs- und Betriebswohngebäude errichtet werden. Dies gilt auch für
Dien.stleistWlgsbetriebe, die ZWI Betrieb von tändeflächen gehören. Andere
Bauten und Anlagen dürfen nicht errichtet werden:

(2) Als Gebiete, die für Bauten bestiJllIl1tsind, die einem zeitweiligen Wohn-
bedarf dienen (Zwe~twohnungsgebiete) sind solche Flächen vorzusehen, die
für Bauten zur Deckung des Wohnbedarfes während des Wochenendes, des Ur-
laubes, der Ferien oder eines sonstigen nur zeitweiligen-'-..lohnbedarfes be-
stiJ:RJlltsind. Ein zeitweiliger Wohnbedarf ist für Gebäude anzunehmen, die
nach ihrer Verwendung, GröBe, Lage, Art und Ausstattung" erkennbar nicht zur
DeckWlg eines ganzjährigen Wohnbedarfes bestimmt sind. In Zweitwohnungsge-
bietendÜIfen Bauten für einendauernden'Wohnbedarf errichtet werden. Son-
stigeBauten und Anlagen sind nur zulässig, wenn sie dazu dienen, den täg-
lichen Bedarf der Bewohner zu decken.

(3) .Als Gebiete für Geschäftsbauten sind solche Flächen vorzusehen, die
ausschlieBlich für Geschäftsbauten für den überörtl1chen Bedarf (§ 24) be-
stiJllIl1tsind.

(4) Als Sondergebiete des Baulandes sind solche Flächen vorzusehen, clie für
..Bauten Wld Anlagen bestiJllIl1tsind, die besonders zu schützen oder deren

Standorte besonders zu sichern .sind. Dazu gehören Krankenanstalten, ~chu-
len, Kirchen und Klöster, But'9'enund Schlösser, Kasernen, Sportstätten,
Tourismusbetriebe einschlieB~ich dazugehöriger, ständig bestehender An-
lagen, Ver- und Entsorgungsanlagen. Andere Bauten und Anlagen dürfen in
diesen Gebieten nur errichtet werden, wenn sie mit dem Zweck der Widmung zu
vereinbaren sind.
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§ 24

Geschäftsbauten für den überörtlichen Bedarf

(1) Geschäftsbauten für den überörtlichen Bedarf sind:
1. Handelsbetriebe,

ä) die überwiegend Lebens- und GenuBmittel einschlieBlich sonstiger Ar-
tikel des täglichen Bedarfes anbieten oder

b) ge~ischte Waren einschlieBlich Lebens- und GenuBmittel der Grundver-
sorgung 'anbieten,

deren Gesamtverkaufsfläche.mehr als 600 m2 beträgt sowie
2. 1:Iandelsbetriebe, die keine Lebens- und Genu~mittel der Grundversorqung

'"anbieten (Fachmärkte) , deren Gesamtverkaufsfläche , wenn die Kunden die
'Waren überwiegend selbst entnehmen können, mehr als 1.000 m2, sonst mehr"
als 3.000 m2, beträgt :_._

(2) Als Gesamtverkaufsfläche gelten alle Flächen eines Betriebes, auf denen
Waren zum Verkauf angeboten werden, unabhängig davon, ob es sich um ge-
schlossene Räume oder Freiflächen handelt~ Die Flächen mehrerer Geschäfts-
bauten sind bei der Ermittlung der Gesamtverkaufsfläche zusammenzuzählen,
wenn die Bauten
1. eine betriebsorganisatorische Einheit bilden oder
2. zueinander in einem räumlichen Naheverhältnis stehen oder
3. eine funktionelle Einheit bilden.

(3) Gebiete für Geschäftsbauten dürfen nur insoweit gewidmet werden, als in
einem Raumor~~gsprogramm bestimmt ist, daS eine dieser Widmung entspre-
~he~de "Verwendung von Grundflächen in der betreffenden Gemeinde zulässig

. ist. In' einem Raumordnungsprogramm können nähere Festlequngen insbesonde-
re'darüber getroffen werden, in welchen Gebieten, bis zu welchem Höchstaus-
maS der zu widmenden Grundflächen und bis zu weichem HöchstausIlaS der
Gesamtverkaufsfläche d1e Widmung von Gebieten für Geschäftsbauten zulässig
ist.

(4) Widmet eine Gemeinde Gebiete für Geschäftsbauten, so hat der
Flächenwidmungsplan für die einzelnen Gebiete festzulegen, welches Höchst-
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ausmaB an Gesamtverkaufsfläche Geschäftsbauten für den überörtlichen Bedarf
haben dürfen, die darauf zu errichten sind.

§ 2S
AUfschlie8ungsbeitrag im Bauland

(1) Die Gemeinde hat dem Eigeptümer eines Grundstückes, das im rechtswirk-
,_. '"

samen Flächenwidmungsplan als Bauland gewidmet, je~och nicht bebaut ist ,je
nach AufschlieBung des Grundstückes' durch eine gellleindeeigene'
Kanalisations- - und Abw,asserentsorqungsanlage, eine gelll~indeeigene Wasser-
versorqungsanlage oder' eine öffentliche Verkehrs fläche (§ 20 und § 21
O.ö. Bauordnung) jährlich einen Aufs,chli~Bungsbeitrag vorzuschreiben.

(2) Die Verpflichtung, den Aufschlie8ungsbeitrag zu entrichten, besteht bis
zur Vorsc1}reibung jeweils
1. des Beitrages zu den Kosten

Kanalisationsanlage (§ 1 Abs.
1958) oder

der Errichtung einer gemeindeeigenen
1 lit. ci Interessentenbeiträge-Gesetz

2. des Beitrages zu den Kosten der Errichtung einer gemeinde eigenen Wasser-
versorqungsanlage (§ 1 Abs. 1 lit. b Interessentenbeiträge-Gesetz 1958)
oder

3. des ,Beitrages zu den Kosten der Herstellung der Fahrbahn und des
Gehsteiges öffentlicher Verkehrsflächen (§ 20 und § 21 O.ö. Bauordnung)

für das Grundstück oder den Grundstücksteil und nur insoweit, als das je-
weilige Grundstück durch eine gemeindeeigene Kanalisations- und
Abwasserentsorqungsanlage, eine gemeindeeigene Wasserversorqungsanlage oder
eine öffentliche Verkehrsfläche tatsächlich aufgeschlossen ist, längs'tens
aber für· fünf aufeinander folgende Kalenderjahre.

,(3) Als bebaut gilt ein Grundstück,
1. auf dem ein Hauptgebäude im Sinne der Bauvorschriften oder
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2. auf dem mit dem Bau eines solchen Gebäudes im Sinne der O.ö. Bauordnung
tatsächlich begonnen wurde oder

3. das mit einem. Grundstück gemäB Z. 1 und 2 eine untrennbare wirtschaft-
liche Einheit bildet und an dieses unmittelbar angrenzt.

(4) Als aufgeschlossen 'gilt ein Grundstück, wenn es
1. von dem für den Anschluß in Betracht· kommenden Kanalstrang nicht' mehr

als fünfzig Meter entfernt liegt oder.
2. ·im Versorqungsbereich einer öffentlichenWasserversorqungsanlage gemäB. . .

Gemeinde-Wasserversorgungsgesetzliegt oder
3. durch. eine öffentliche Verkehrsfläche im Sinne der O.ö ..Bauordnung auf-

geschlossen ist.

(S) Allen behördlichen Akten im Zusammenhang mit dem AufschlieBungsb~!trag
kommt insofern dingliche Wirkung zu, als daraus erwachsende Rechte auch vom
Rechtsnachfolger des Grundstückseigentümers .geltend gemacht· werden ,können
und"daraus erwachsende Pflichten·auch von diesem Rechtsnachfolger zu erfül-
len sind. Der Rechtsvorgänger ist verpflichtet,dem Rechtsnachfolger alle
erforderlichen Auskünfte zu erteilea und die entsprechenden Unterlagen

.aUSZuhändigen.

(6) Soweit dieses Landesgesetz nichts anderes vorsieht, ist bei der Ober-
prüfung, Einhebung, Vorschreibung und Einbringung des AufschlieBungsbeitra-
ges -die O.ö. Landesabgabenordnung anzuwenden.

I 26
Höhe und Berechnung des AUfschlieBungsbeitrages

(1) Der AufschlieBungsbeitrag errechnet sich
1. für di.e Beiträge nach I 2S .Ahs. 2 Z. 1 und 2 aus den von der 'Gemeinde

jeweils festgesetzten MindestanschluBgebühren;

...
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2. für den Beitrag nach § 25Abs. 2 Z. 3 aus § 20 Abs. 3 O:ö. Bauordnung.

(2) Der AufschlieBungsbeitrag beträgt in den Baul~ndwidmungen gemäB § 21
Abs. 2 Z. 1 bis 5 und Z. 9 bis 11 jährlich

1. für ein durch eine Kanalisations- und Abwasserentsorgungsanlage aufge-

schlossenes Grundstück pro vollendete 1.000 112' der Grundstücksfläche ,
jedenfalls aber pro Grundstück und

2. für ein durch' eineWasserversorgungsanlage aufgeschlossenes Grundstück

pro vollendete 1.000 II~ der Grundstücksfläche, jedenfalls aber pro
Grundstück

je 20 % der jeweils geltenden MindestanschluBgebühren gemäB Abs. 1 Z. 1;

3. für ein durch eine. öffentliche Verkehrsflächeaufgeschlossenes Grund-

stück p:r;o vollendete 500 1112 der Grundstücksfläche, jedenfalls aber pro

Grundstück 20 % des sich auf Grund des § 20Abs. 3 O.ö. Bauordnung für

ein Grundst,ück in der GröBe 'von 500 1112 ergebenden Beitrages (Mindestbt:i:-
trag) .

(3) Der AufschlieBungsbeitrag beträgt in den BaulandwidmungengemäB § 21
Abs. 2 Z. 6 bis 8 jährlich

1. für ein durch eine Kanalisations": und Abwasserentsorqungsanlage aUfge-

schlossenes Grundstück pro vollendete 5.000 1112 der Grundstücksfläche ,
jedenfalls aber pro Grundstück und

2. für ein durch eine Wasserversorgungsanlage aufgeschlossenes Grundstück

pro vollendete 5.000 m2 der Grundstücksfläche, jedenfalls aber pro
"

Grundstück

je 20 % der jeweils geltenden MindestanschluBgebühren gellläB Abs. 1 Z. 1;

3. für ein durch eine öffentliche Verkehrsfläche aufgeschlossenes Grund-

stück pro vollendete 2.500 112 der Grundstücksf~äche, jedenfalls aber pro

Grundstück 20 % des sich auf Grund des § 20 Abs. 3 O.Ö. Bauordnung für

ein Grundstück in der GröBe von 500 112 ergebenden Beitrages (Mindestbei-
trag) .

(4) Für die Berechung .istdie tatsächliche, durch Vermessung festgestellte

GrundstücksgröBe, sonst die,sich aus dem Grundsteuerbescheid ergebende oder

diesem zugrunde liegende GrundstücksgröBe heranzuziehen. LäBt sich die
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GrundstücksgröBe ansonsten nur mit unverhältnismäBigem Aufwand feststellen,
kann sie von der Gemeinde auch geschätzt'werden.

(5) Der jeweilige,AufschlieBungsbeitrag ist bis spätestens 31. Dezember für
das jeweilige Kalenderjahr vorzuschreiben.

§ 27
Anrechnung, Verfall und neuerliche Vorschreibung

des AUfschlieBungsbeitrages

(1) Mit der Entrichtung des vorgeschr:i.ebel)enAufschlieBungsbeitrages durch
fünf Kalenderjahre ist die im Zeitpunkt d~r.Vorschreibung
1. des Beitrages zu den Kosten der Errichtung einer gemeindeeigenen

Kanalisationsanlage ,(§ 1 Abs. 1 lit. a Interessentenbeiträge-Gesetz
1958) oder

2. des Beitrages zu den Kosten der Errichtung einer gemeindeeigenen Wasser-
versorgungsanlage (§ 1 Abs. 1 lit;- b Interessentenbeiträge-Gesetz 1958)
oder

3. des Beitrages zu den Kosten der Herstellung der Fahrbahn und des
Gehsteiges öffentlicher Verkehrs flächen (§ 20 und § 21 O.ö. Bauordnung)

geltende MindestanschluBgebühr oder der Mindestbeitrag für den jeweiligen
AnschluB abgegolten, wenn das Grundstück bis 31. Dezember des sechsten Ka-
lenderjahres n~ch _erstmaliger Vorschreibungdes (jeweiligen) Aufschlie-
B';U1gsbeitrages bebaut wird (§ 25 Abs'. 3); wurde jedoch nur ein Teil des
AufschlieBungsbeitrages geleistet, so ist lediglich der entsprechende
Prozentsatz abgegolten.

(2) Hit Ablauf des 31. Dezembers des sechsten Kalenderjahres nach erstma-
liger Vorschreibung des AufschlieBungsbeitrages und danach, jeweils mit Ab-
lauf des' 31. Dezembers der Folgejahre v~rfallen je 10X des tatsächlch ge-
leisteten AufschlieBungsbe1trages.' Bei der Vorschreibung ,der AnschluBge-
bühr~n und -beiträge gemäB Abs. 1 Z. 1 bis 3 sind 'die so verminderten tat-
sächlich g~leisteten Beträge anzurechnen.

, .
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(3) Ein (weiterer) Verfall des AufschlieBungsbeitrages tritt nicht ein,
wenn die Gemeinde die .t~tsächlich.en AnschlUBgebühren und -beiträge gemäB
Ahs. 1 Z. 1 bis 3 trotz Vo.rliegen der gesetzlichen Voraussetzungen nicht
vorschreibt.

(4) Bei der Anrechnung nach Ahs. 1 und dem Verfall nach Abs. 2 sind die ge-_
leisteten oder verfallenen AufschlieBungsbeiträge ante~lig je Quadratmeter

::des Grundstückes oder Grundstücksteiles zu errechnen.

(S) Ergibt sich bei der Vorschreibung der AnschluBgebühren oder -beiträge
gemäB Ahs. 1 Z. 1 bis 3, ~aB der vom betreffenden Grundstücks eigentümer ge-
leistete AufschlieB~gsbeitrag den vorzuschreibenden Beitrag übersteigt, so
hat die Gemeinde den Unterschiedsbetrag innerhalb von vier Wochen ab der
Vorschreibung von Amts wegen zurückzuzahlen. Gleiches gilt, wenn sich nach
Leistung des AufschlieBungsbeitrages die Verhältnisse durch eine Umwidmung
des Grundstückes in Grünland oder Verkehrs fläche oder durch die Auflassung

- der In!rastruktureinrichtung oder die Erteilung einer' Ausnahmebewilligung
von der AnschluBpflicht so ändern, daB die Pflicht zur Entrichtung der Ge-
bühren oder Beiträge voraussichtlich überhaupt nicht entstehen wird.

(6) Ab dem Kalenderjahr, in dem der (jeweilige) AufschlieBungsbeitrag zur
Gänze verfallen ist, ist er neuerlich vorzuschreibenj § 25 bis § 27 gelten
sinngemäß.

(7) Nähere Bestimmungen über die Vorschreibung und die Anrechnung des Auf-.
schlieBungsbeitrages kann die Landesregierung-durch Verordnung festlegen.

§ 28
Ausnahmen vom AufschlieBungsbeitrag

(1) Die Gemeinde hat mit Bescheid eine Ausnahme Vom AUfschlieBungsbeitrag
zu erteilen, wenn .
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1. dies der GrundstückseigentÜller binnen vier Wochen nach Zustellung der
Vorschreibung beantragt,

2. dem Interessen einer geordneten Siedlungsentwicklung, insbesondere
solche, die ill örtlichen EntWicklungskonzept l,;W11 Ausdruck kommen, nicht

.entgegenstehen und
3. das Grundstück keine Bau1ücke darstellt. Eine Baulücke ist eine in qe-

schlossen bebauten Gebieten zwischen bebauten Grundstücken liegende un-
,

bebaute Grundfläche/die zur Sicherung der geordneten Bebauung des Ge-
bietes beb~ut werden sollte.

(2) Die' Erteilung der .Ausnahmebewilliqung. hat die Wirkung, daS vor .Ablauf
von lS Jahren für das betreffende Grundstück keine Bauplatz- oder.
Baubewi11igung.erteilt werden darf.

(3) Die Ausnahmebewilliqung ist auf Grund einer Anzeige der Baubehörde im
Grundbuch ersichtlich zu machen, die innerhalb von zwei Wochen nach Ein-
tritt der Rechtskraft der Ausnahmebewilliqung beim zuständigen Grundbuchs-
gericht zu erstatten ist.

§ 29
Verkehrsflächen

Als Verkehrsflächen sind Flächen zu widmen, die dem flieSenden und ruhenden
Verkehr dienen und besondere Verkehrsbedeutung besitzen, einschlieSlich der
Anlagen, die dazugehören.

§ 30
Grünland

(1) Alle nicht als Bauland oder Verkehrsflächen geWidmeten Flächen sind als
Grünland zu widmen.
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(2) Flächen des Grünlandes, die nicht für die Land- und Forstwirtschaft be-

stimmt sind und nicht zum'Ödland gehören, sind im Flächenwidmungspian ge-
sondert zu widmen.

(3) Im Grünland sind je nach Erfordernis insbesondere folgende
Widmungenauszuweisen:

1: gröBere Erholungsflächen für Erholungs- oder Sportanlagen wie Parkan-

lagen, Spiel- und Liegewiesen, Sport- und Spielflächen, Freibäder,
Campingplätze, Tennishallen, Golfplätze, Reitsportanlagen,' Wintersport-.
anlagen einschlieBlichder Schipisten sowie Schutzhütten;

2. Dauerkleingärten;
3. Erwerbsgärtnereien;
4. Friedhöfe;

S. Grünflächen, sofern die Ausweisung aus Gründen einer geordneten
Flächenwidmung notwendig ist, wie Grünzüge oder Trenngrün.

(4) Je nach Erfordernis sind überdies sonstige Widmungenim Grünland wie
.Flächen für land- und forstwirtschaftliche Betriebe mit nicht herkömmlichen
Produktionsformen (Betriebe der bod~nunabhängigen Massenhaltung landwirt-
schaftlicher Nutztiere, Pelztierfaruen, Tierparks u.dgl.),
Aufschüttungsgebiete, Neuaufforstungsgebiete, Abgrabungsgebiete und !blage-

rungsplätze gesondert auszuweisen. Im Grünland können auch verschiedene,
einander überlagernde Widmungenzur Bestimmungder Folgenutzung ausgewiesen
werden.

(5). Im Grünland dürfen nur Bauten und Anlagen errichtet werden, die nötig
sind, UD dieses bestiuungsgeDä8 zu nutzen (!bs. 2 bis 4). Auszugshäuser

'-.'dUrfen, soweit die Wohnbedürfnisse im Rahzaendes Ausgedinges nicht im land-
und f~rstwirtschaftlichen, Hauptgebäude sichergestellt werden können oder

ein Zubau nicht aöglich ist, nur t. unmittelbaren Hahbereich der land- und

forstwirtschaftlichen Wohn- oder Wirtschaftsgebäude errichtet werden; die

Ver-und Entsorgung lIuB sichergestellt sein. Die Eröffnung einer eigenen
Einlagezahl für das .Auszugshaus im Grundbuch ist unzulässig; § 7 Ahs•. 6
O.ö. Bauordnung gilt sinngemä8.
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(6) Im Grünland, das für die Land- und Forstwirtschaft bestimmt ist, können
durch Sonderausweis~gen im FlächenwidAungsplan (Abs. 4) in Ausführung und
Ub~reinstimmung mit dem örtlichen Entwicklungskonzept folgende Verwendungen
für bestehende land- und forstwirtschaftliche Gebäude für zulässig erklärt
werden:
1. die Verwendung von Hauptgebäuden zu Wohnzwecken, beschränkt auf zwei

Wohneinheiten,· soweit die Ver- und Entsorqung sichergestellt ist; In-
standsetzungs- und UIlbaUllaBnahllendürfenvorgenoJlllen werden, wenn da-
durch das äuBere Erscheinungsbild des Gebäudes erhalten bleibt· und das

. . .Orts- und Landschaftsbild nicht beeinträchtigt wird;
2. die Verwendung von Gebäuden zur Ausübung einer gewerblichen Tätigkeit

zur Veredelung land- und forstwirtschaftlicher Erzeugnisse als Nebener-
'werb zur Land- und Forstwirtschaft oder für Tourismusbetriebe unter den
Voraussetzungen der Z. 1.

(7) Eine Sonderausweisung nach Abs. 6 ist nur zulässig, wenn
1. die land- und forstwirtschaftlichen Gebäude erhaltungswürdig sind und
2. Anliegen des Umweltschutzes nicht beeinträchtigt werden, insbesondere

ein KanalanschluB oder ein' AnschluB an eine Kleinkläranlage oder eine
geordnete Abwasserentsorgung im Sinne sonstiger landesgesetzlicher Vor-
schriften über die Abwasserentsorgung sichergestellt ist.

(8) Das Recht zur Beherbergung von Fremden als häusliche Nebenbeschäftigung
nach dem O.ö. Pr~vatzim.mervermietungsgesetz 1975 wird durch Abs. 6 und 7
nicht berührt.

§ 31
Bebauungsplan

(1) Jede Gemeinde hat in Durchführung der Aufgaben der örtlichen
Raumordnung durch VerordnUng Bebauungspläne zu erlas~en, soweit dies zur
Sicherung einer zweckmäBigen und geordneten Bebauung oder zur Erreichung
eines möglichst wirksamen Umweltschutzes erforderlich ist. Bebauungspläne

. ' ..
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dürfen den RaWllordnungsgrundsätzen, den Rawaordnungsprogrammen, Verord-
nungen geuäB § 11 Abs. 6, deu Flächenwiduungsplan und dem Ortsbildkonzept
(§ 7 O.ij. Ortsbildge~etz) nicht widersprechen.

(2) Bei der Erlassung der Bebauungsp~äne ist die im Interesse der baulichen
Ordnung 'erforderliche räWl.liche Verteilung der Gebäude und sonstigen An-

lagen sowie gegebenenfalls das HaB der baulichen Nutzung aöglichst so fest-
zulegen, daS eine gegenseitige Beeinträchtigung vermieden wird. Insbesonde--:

re ist auf ein ausreichendes MaB an Licht, Luft und Sonne sowie auf die Er-
fordernisse des Umweltschutzes, der Hygiene und. der Feuersicherheit RüCk-
sicht zu nehmen.

(3) § 20 gilt sinngemäB.

§ 32
Inhalt des Bebauungsplanes

(1) Der Bebauungsplan hat auszuweisen und festzulegen:
I,'die genaue Abgrenzung des Planung~gebietes und die Darstellung seiner

Lage im Gemeindegebiet;
2. die im Flächenwidmungsplan festgelegten Widmungen sowie die Darstellung

Von überörtlichen Planungen; Schutz- und Sichtzonen (§ 5 und § 12
O.Ö. Ortsbildgesetz);

3. die Fluchtlinien (Abs. 3);
4. die Gebäudehöhe (Abs. 4);
5. den Verlauf und die Breite der Verkehrsflächen; nach Erfordernis auchdie Angabe der Breite von Fahrbähnen und Gehsteigen;..
6. die Art der Wasserversorgung, der Abwasserbeseitigung und der Energie-versorgung;
7. bestehende Bauten und Anlagen.

(2) Der Bebauungsplan k.ann·nach Maßgabe des § 31 .darüber hinaus insbesonde-
re festlegen oder ausweisen:
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1. die Bauplätze, ihre MindestgröBe und Höhenlage;
2. die Bauweise (Abs. 5) Und das MaB der baulichen Nutzung (Abs. 6);
3. Baufluchtlinien, an die im Baufall angebaut werden muB;
4. Fluchtlinien .für verschiedene übereinanderliegende Ebenen desselben

Planungsgebietes;
S. Höhenlinien;

. .6. Zu(Aus)gangs- und Zu(Aus)fahrtsverbotegegen bestimmte Verkehrsflächen;
7. den Verlauf der Anlagen der Energieversorgung und der Fernmeldeeinrich-

tungen; ,
8. Abstellplätze für Kraftfahrzeuge;
9. Flächen für Gemeinschaffsanlagen wie Kinder- und Jugendspielplätze;

10. Bestimmungen' über die Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen und
Sträuchern sowie MaBnahmen der Dach- und Gebäudebegrünung;

11. die äuBere Gestalt von 'Bauten und Anlagen wie Schauseitenausbildungen,
Arkaden, Uberbauungen, Färbelung, Höhe, Form und Eindeckung der Dächer,
Errichtung von Gemeinschaftsantennen;

12. Bestimmungen über Einfriedungen, Lärm- und Schallschutzwände sowie ähn-
liche Umwelteinrichtungen;

13. Best~mmungen über Nebengebäude;
14. abzutragende Bauten und Anlagen.

(3) An Fluchtlinien sind zu unterscheiden:
1. StraBenfluchtlinien, das sind die Grenzen zwischen öffentlichen Ver-

kehrsf1ächen und anderen Grundstücken;
2. Baufluchtlinien, das sind die Grenzen, über die gegen den Vorgarten, den

Seitenabstand (Bauwich), den Hof oder den Garten (vordere, seitliche,
innere Baufluchtlinie) mit dem Bau oder Bauteilen nicht vorgerückt wer-
den darf, sofern die O.ö. Bauordnung nicht ausdrücklich etwas anderes
bestimmt;

3. Grenzlinien, das sind die Grenzen zwischen Gebieten verschiedener
Widmungen.

(4) Die Höhe der Gebäude is"t nach der Anzahl der Geschosse über dem Erdbo-
,den, der Ha\:lptgesimshöhe oder der Gesamthöhe über' dem tiefsten Punkt des
StraBenniveaus' oder anderen Vergleichs ebenen festZUlegen; sie kann im Be-
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reich des Bauplatzes auch unterschiedlich sowie mit Mindest- und Höchst-
grenzen festgelegt werden.

(5) An Bauweisen sind zu unterscheiden:
1. geschlossene Bauweise, wenn straBenseitig von Nachbargrundgrenze zu

Nachbarqrundgrenze fortlaufend gebaut werden muB, sofern die O.ö.
Bauordnung nicht Ausnahmen zuläBt;

~ 2. offene Bauweise, wenn die Gebäude allseits freistehend mit einem be-
stimmten Mindestabstand von den seitlichen Grenzen und der hinteren
Grenze des Bauplatzes errichtet werden müssen, sofern die O.Ö.
Bauordn~g nicht Ausnahmen zuläBt;

3. gekuppelte Bauweise, wenn auf zwei benachbarten Bauplätzen die Gebäude
an der gemeinsamen seitlichen Grenze aneinander gebaut, nach allen an-
deren Seiten aber freistehend errichtet werden müssen;

4. Gruppenbauweise, wenn auf mehr als zwei nebeneinanderliegenden Bauplät-
zen die Gebäude an den gemeinsamen Grenzen aneinandergebaut und nur an
den Enden der einzelnen Baugruppen Seitenabstände "freigehalten werden
müssen;

5. sonstige Bauweisen, soweit sie im Bebauungsplan hinreichend umschrieben
sind.

(6) Das MaB der baulichen Nutzung der Grundstücke ist durch die .Gebäudehö-
he, die GeschoBflächenzahloder die Baumassenzahl auszudrücken. Darüber
hinaus kann das MaB der baulichen Nutzung durch Festlequng der Anzahl der
Geschosse näher bestimmt oder durch Angabe des Prozentsatzes der bebaubaren
Fläche be~chränkt werden. Die GeschoBflächenzahl ist das Verhältnis der Ge-
samtgeschoBfläche zur Fläche des Bauplatzes. Die Ba~assenzahl ist das Ver-

_.hältnis der Baumasse zur Fläche des Bauplatzes. Als BaWllasse gilt der
oberirdisch umbaute RaWII bis zu den äuBeren Begrenzungen des Baukörpers.

(7) In Gebieten, in denen die zeichnerische Darstellung der Festlegungen
oder Ausweisungen ·im Sinne der Ahs. 1 und 2 auf Grund der historisch ge-
wachsenen Struktur·.oder Bausubstanz nicht zweckmäBig- ist, wie z.B. in Alt-
stadtgebieten, Stadt- und Ortskernen, können die Festlegungen des Bebau-
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ungsplanes zur Gänze oder zum Teil auch in schriftlicher Form erfolgen. Da-
·bei müssen die im § 31 angeführten Ziele gewährieistet sein.

§ 33 .
Verfahren in der Gemeinde

(1) Bei der' Erlassung eines FlächenwidJIungsplanes oder eines Bebauungs-
planes hat die Gemeinde
1. den in Betracht kommenden Buridesdienststellen,
2. der Landesregierung,
3. den benachbarten Gemeinden,
4. der Wirtschaftskammer Oberösterreich,
S. der Landwirtschaftskammer für Oberösterreich,
6. der Kammer für Arbeiter und Angestellte für Oberösterreich,
7. der zuständigen Grundverkehrskommission,
8. der O.ö. Umweltanwaltschaft, soweit Belange des Umweltschutzes in Frage

stehen sowie
9. sonstigen Körperschaften öffentlichen Rechtes, von denen bekannt ist,

daS ihre Interessen berührt werden,
innerhalb von acht Wochen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben; Der Lan~
desregierung sind m~t der Aufforderung zur Stellungnahme sechs Planentwürfe
vorzulegen.

(2) Gleichzeitig ist die Absicht, einen Flächenwidmungsplan oder einen Be-'
bauungsplan aufzustellen, vom Bürgermeister durch vierwöchigen Anschlag an
d~r Amtstafel Ait der AUfforderung kundzumachen, daS jeder, der ein berech-

°tiqtes Interesse glaubhaft Hcht, innerhalb einer angemessen festzuset-
zenden Frist seine Planungsinteressen dem Gemeindeamt (Magistrat) schrift-
lich bekanrttgeben kann ..Gibt die Gemeinde regelmäSig ein amtliches Mittei-
lungsblatt heraus, so hat die Kundmachung auch dort zu erfolgen.

(3) Vor BeschluSfassung eines Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungs-
planes durch den Gemeinderat ist der Plan durch vier Wochen zur öffent-
lichen Einsichtnahme beim Gemeindeamt (Magistrat) aufzulegen. Die Eigentü-
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.er jener Grundstücke, an deren Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich Ände-
rungen ergeben, sind von der Planauflage nachweislich zu verständigen. Auf
die AUflage zur öffentlichen Einsichtnahme und die Möglichkeit der Einbrin-
gung von Anregungen oder Einwendungen ist während der, Auflagefrist durch'
Anschlag an der AJIItstafel und im amtlichen Mitteilungsblatt hinzuweisen,
wenn die Gemeinde ein solches regelmäBig herausgibt.

(4) Jedermann, der ein berechtigtes Interesse glaubhaft macht, ist bere9h-
,tigt, wiihrerid der Auflagefrist schriftliche Anregungen oder' Einwendungen
beim Gemeindeamt (Magistrat) einzubringen, die mit dem Plan dem Gemeinderat
vorzulegen sind., Eine BeschluBfassung des Planes in' einer anderen als- der
zur Einsichtnahme aUfgelegten Fassung ist nur nach vorheriger Anhörung der
durch die Änderung Betroffenen zulässig.

§ 34

Aufsichtsverfahren und Kundmachung

(1) BeschlieBt der Gemeinderat einen Flächenwidmungsplan,so ist dieser mit
dem dazugehörigen Akt und den Planungsunterlagen vor Kundmachung des Be-
schlusses der Landesregierung als Aufsichtsbehörde zur Genehmigung vorzule-
gen. Ein Bebauungsplan ist der Landesregierung vor Kundmachung des Be-
schlusses nur dann zur Genehmigung vorzulegen, wenn überörtliche Interessen
im besonderen MaB berührt werden. Überörtliche Interessen werden dann be-
sonders, berührt, wenn dies der Gemeinde von der Landesregierung anläBlich
ihrer Stellungnahme gemäß § 33'Ahs. 1 mitgeteilt wurde .

•'(2)'Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn der Plan
1. RaumordnungSZielen und -grundsätzen oder festgelegten Planungen angrenz-

ender Gemeinden oder
2. einem Rawaordnungsprogramm oder einer Verordnung gemäB I 11 Ahs. 6 oder
3. dem örtlichen Entwicklungskonzept oder
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4. sonstigen geset~lichen Bestimmungen, insbesondere den Verfahrensbestim-
aungen, .

widerspricht oder
5. die geordnete wirtschaftliche, soziale Und kulturelle Entwicklung an-

derer Gemeinden oder des Landes wesentlich beeinträchtigen würde.

(3) Vor Versagung der Genehmigung hat die Landesregierung der Gemeinde den
Versagungsgrund mitzuteilen und iPz" Gelegenheit zu geben, hiezubinnen
einer angemess~nen, jedoch mindestens sechs Wochen betragenden Frist Stel-
lung zu nehmen.

(4) Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn
1 ..der Gemeinde nicht innerhalb von vier Monaten nach Einlangen des geneh-

migungspflichtigen Planes und der nötigen Unterlagen (Ahs. 1) beim Amt
der Landesregierung einVersagungsgrund mitgeteilt wird oder

2. der Gemeinde innerhalb von drei Monaten nach Einlangen ihrer Stellung-
nahme zu den.mitgeteilten Versagungsgründen kein das Verfahren abschlie-
Sender Bescheid zugestellt wird.

(S) Innerhalb von ~wei Wochen nach Einlangen des genehmigten Planes bei der
Gemeinde oder nach Fristablauf ist der Plan kundzumachen. Bei Versaqung der
Genehmigung hat eine Kundmachung des Planes zu unterbleiben. Zwei Ausfer~
tigungen des kundgemachten Planes sind dem Amt der Landesregierung vorzule-
gen.

§ 35
RegellläSige Uberprüfung des E'lächenwidmungsplanes

Die Gelleinde hat· den E'lächenwidllungsplan aUe zehn Jahre im Hinblick auf
die Ziele des örtlichen Entwicklungskonzeptes zu überprüfen.
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§ 36
Änderung des Flächenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes

(1) Flächenwidmungspläne (einsch1ieBlich dem örtlichen Entwicklungskonzept)
und Bebauungspläne sind
1. bei Änderung der .aBgeblichen Rechtslage oder
2. wenn es das Gemeinwohl erfordert,
zu ändern.

(2) Flächenwidmungspläne und Bebauungspläne können geändert werden, wenn
1. öffentliche Interessen, die nach diesem Landesgesetz bei der Er1assung

von solchen Plänen zu berücksichtigen sind, dafür sprechen oder
2. diese Änderung den Planungs zielen der Gemeinde nicht widerspricht und
3. Interessen Dritter nicht verletzt werden.

(3) Langen bei der Gemeinde Anregungen auf Änderung eines
Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes ein, so hat der Gemeinde-
rat binnen sechs Monaten zu entscheiden, ob die Voraussetzungen zu Ände-
rungen gemäB AbS. 1 oder 2 gegeben sind. Liegen die Voraussetzungen vor,
ist das Verfahren zur Änderung de~ Planes einzuleiten.

(4) Für das Verfahren gelten die Bestimmungen des § 33 und des § 34, jedoch
ist benachbarten Gemeinden und Körperschaften öffentlichen Rechtes nur dann
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben, wenn deren Interessen durch die be-
absichtigten Planänderungen berührt werden. Eine Planauflage ist nicht er-
forderlich, wenn die von der beabsichtigten Planänderung Betroffenen vor
der BeschluBfassung verständigt oder angehört werden. Die Eigentümer jener
Grundstücke, an deren Flächenwidmung oder Bebaubarkeit sich Änderungen er-
geben, sind von der Planauflage nachweislich zu verständigen.

(S) Auf Nutzungen, die der bisherigen Widmung entsprechen, ist bei Änderung
der Flächenwidmungspläne und der Bebauungspläne möglichst Rücksicht zu neh-
men.
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(6) Die Änderung eines Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes ist
durch den Gemein_derat zu begründen; bei der Änderung von
Flächenwidmungsplänen auß der Begründung oder den Planungsunterlagen über-
dies die erforderliche Grundlagenforschung und Interes·senabwägung zu ent-
nehmen sein.

§ 37

Wirkung des Flächenwidmungsplanes und des Bebauungsplanes

(1) Hinsichtlich der Wirkung von Flächenwidmungsplänen und Bebauungsplänen
gilt § 3 sinngemäS mit der Einschränkung auf raumbedeutsame Maßnahmen der
Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich.

(2) Generelle und individuelle Verwaltungs akte der Gemeinde im Rahmen des
,durch Landesgesetze umschriebenen eigenen Wirkungsbereiches dürfen einem
Flächenwidmungsplan oder Bebaungsplan nicht widersprechen.

(3) Die Verhängung von Bausperren für die Erlassung oder Änderung von
.Flächenwidmungsplänen oder Bebauungsplänen richtet sich nach den Bestim-
mungen der O.Ö. Bauordnung.

§ 38
Entschädigung

(1) Hat der Eigentümer eines Grundstückes oder ein Dritter ait Zustimmung
des Eigentümers im Vertrauen auf einen rechtswirksamen Flächenwidmungsplan
oder Bebauungsplan Kosten für die Baureifaachung des Grundstückes aufgewen-
det und wird die Bebauung durch Änderung des Flächenwidmungsplanes oder des
Bebauungsplanes verhindert, so ist ihm für die nachweisbaren Kosten von der
Gemeinde Entschädigung zu leisten; dies .gilt sinngemäß für den Fall, daS
ein geltender Flächenwidmuhgsplan- oder Bebauungsplan durch einen ~euen
Flächenwidmungsplan oder Bebauungsplan ersetzt wird. Wenn für die Ertei-
lung der Baubewilliqung eine Bauplatzbewilligurig erforderlich ist, gilt
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diese Voraussetzung nur dann als erfüllt, wenn im Zeitpunkt der getätigten
Aufwendungen eine rechtskräftig erteilte und nicht durch Zeitablauf unwirk-
sam gewordene Bauplatzbewilligung vorgelegen hat. Entschädigung im Sinne
dieses Absatzes ist nur für solche nachweisbare Kosten zu leisten, die für
einen durch die Verhinderung der Bebauung verlorenen Aufwand entstanden
sind.

(2) Wird durch Erlassung oder Knderung eines Flächenwidmungsplanes ein als
Bauland im Sinne des § 21 Ahs. 1 geeignetes Grun?stück zur Gänze oder über~
wiegend von Bauland umschlossen und entsteht dadurch, daB das umschlossene
Grundstück nicht ebenfalls ais Bauland gewidmet wird, eine Wertverminderung
gegenüber seinem Wert vor der Erlassung oder Änderung des

,Flächenwidmungsplanes , so hat die Gemeinde dem Eigentümer dieses Grund-
stückes Entschädigung im AusmaB derWertverminderung zu leisten.

(3) Der ~trag auf Entschädigung (Abs. 1 und 2) ist bei sonstigem An-
I

spruchsverlust innerhalb eines Jahres nach dem, Inkrafttreten des den An-

spruch begründenden Flächenwidmungsplanes oder Bebauungsplanes bei der Be-
zirksverwaltungsbehörde einzubringen. Die Bezirksverwaltungsbehörde hat
über das Bestehen des Anspruches und gegebenenfalls' über die Höhe der Ent-
schädigung (EntschädigungsbetragJ zu entscheiden. Der Entschädigungsbetrag
ist auf Grund der Schätzung mindestens eines beeideten Sachverständigen
festzusetzen.

(4) Gegen die Entsc,heidung der Bezirksverwaltungsbehörde gemäB Ahs. 3 ist
keine Berufung zulässig. Jede Partei kann jedoch innerhalb von sechs Mo-
naten nach Zustellung des Bescheides der Bezirksverwaltungsbehörde die Ent;.
scheidung im Verfahren auBer Streitsachen bei jenem Bezirksgericht begeh-
ren, in dessen Sprengel sich das Grund~tück befindet. Der Bescheid der Be-
zirksverwaltungsbehörde tritt ait der Anrufung des Gerichtes außer Kraft.
Der Antrag an das Gericht kann nur mit Zustimmung des Antraggegners zurück-
gezogen werdeni in diesem Falle gilt, sofern keine andere Vereinbarung ge-
troff.en wurde, der' im Bescheid der Bezirksverwaltll!lgsbehörde festgesetzte
Entschädigungsbetrag als vereinbart.
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(5) Wenn durch eine nachträgliche, innerhalb von zehn Jahren nach Rechts-

kraft der Entscheidung gemäS Ahs. 3 in Kraft tretende Änderung des

Flächenwidmungsplanes oder Bebauungsplanes die Bebauung des Grundstückes

zulässig wird, erlischt der Anspruch auf Entschädigung (Ahs. 1 und 2); wur-

de e:tie Entschädigung bereits geleistet,' so ist sie VOll Eigentümer, des

Grundstückes an die Gemeinde zurückzuzahlen. Die Rückzahlung hat in jenem

AusoB zu geschehen, das dem Wert der seinerzeitigen Entschädigung ent-

"spricht. KOJlJllt zwischen de~ Beteiligten eine' Einigung über die Rück,zah-

lungsverpflichtung und die Höhe der Rückzahlungsswme nicht' zustande, so

sind Ahs. 3 und 4 sinngemäB anzuwenden.

(6) Wird ,ein Grundstück im ·Vertrauen auf die Wirkung eines

Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes, der die Bebaubarkeit

dieses Grundstücke~L,_ausschlieSt, veräuSert, und wird die Bebauung des

Grundstückes durch eine nachträgliche , innerhalb von zehn Jahren in Kraft

getretene'Änderung oder Neuerlassung eines Flächenwidmungsplanes oder eines,
Bebauungsplanes zulässig, so hat der VeräuSerer das Recht, bei Gericht die

Aufhebung des Vertrages und die Herstellung des vorigen Standes zu fordern,

wenn der vereinbarte Kaufpreis nicht die Hälfte des Kaufpreises erreicht,

der angemessen gewesen wäre, wenn die Bebauung des Grundstückes schon zum

Zeitpunkt der VeräuSerung möglich gewesen wäre. Der Erwerber des Grund-

stückes kann die Aufhebung des Vertrages nur dadurch abwenden, daS er dem

VeräuSerer den Unterschied zwischen dem vereinbarten Kaufpreis und jenem

KaUfpreis _erstattet, der angemessen gewesen wäre, wenn die Bebauung des

Grundstückes schon zum Zeitpunkt der VeräuBerung möglich gewesen wäre. Das

Recht, die AUfhebung des Vertrages und die Herstellung des vorigen Standes

zu fordern,. entsteht jedoch nur, wenn der Erwerber des Grundstückes inner-

halb der zehnjährigen Frist und nach der Änderung oder Neuerlassung des

Flächenwidmungsplanes oder eines Bebauungsplanes das Grundstück wieder

veräuSert oder eine Bewilligung für die Errichtung eines Baues auf diesem

Grundstück rechtskräftig erteilt wird, und kann bei sonstigem Verlust nur

innerhalb eines Jahres nach der WiederveräuBerung oder der Rechtskraft des

Baubewilligungsbescheides geltend gemacht werden.

,.. !
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IV. Abschnitt

Öberqanqs- und SchlUSbestiamunqen

§ 39
Uberqangsbestimmungen

(1) Im Zeitpunkt I des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes rechtswirksame
F.l.ächenwidmungspläne, Bebauungspläne und - Teilbebauungspläne gelten als
FlächenWidmungspläne oder Bebauungspläne im Sinne dieses Landesgesetzes.

(2) IiIIZeitpunkt des Inkrafttretens dieses Landesgesetzes anhängige Verfah-
ren ~ur Erlassung oder-Änderung von Flächenwidmungsplänen und Bebauungsplä-
nen sind nach dem jeweiligen Stand des Verfahrens nach den Bestimmungen
dieses Landesgesetzes weiterzuführen.--

(3) Jede Gemeinde hat nachdem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes den
Flächenwidmungsplan zu überprüfen und spätestens innerhalb von fünf Jahren
nach Inkrafttreten dieses Landesgesetzes einen Flächenwidmungsplan mit dem
örtlichen Entwicklungskonzept zu beschlieBen. Weiters ist der
Flächenwidmungsplan dahingehend zu überprüfen, ob die im

Flächenwidmungsplan gewidmeten, aber noch nicht der bestimmungsgemäBen Nut-
zung zugeführten Baulandflächen mit den Grundsätzen dieses Landesgesetzes
noch vereinbar sind. Baulandflächen, deren Widmung den angeführten Grund-
sätzen widerspricht, sind durch Änderung des Flächenwidmungsplanes der ge-
eigneten Baulandwidmung oder der Grünlandwidmung zuzuführen.

(4) Im Zuge der Überprüfung des Flächenwidmungsplanes sind
1. Kur- und Fremdenverkehrsgebiete (§ 16 Abs. 5 O.ö. Raumordnungsgesetz,

LGBl.Nr. 18/1972) im Sinne des § 22 Abs. 3 zu überprüfen und neu zu wid-
JIIeni

2. Gebiete für Geschäftsbauten, deren Widmung vor dem 1.1.1990 rechtswirk-
sam wurde, zu überprüfen und gemäB § 24 Abs. 3 zu umschreiben, wobei
auch das HöchstausmaB der -zulässi.gen Gesamtverkaufsfläche festZUlegen
ist. Die Erlassung eines Raumordnungsprogrammes gemäB § 24 Abs. 3 ist
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dann nicht erforderlich, wenn sich weder die Gesamtverkaufsfläche noch
der Verwendungs zweck ändern soll.

(5) Die Gemeinde hat den AufschlieBungsbeitrag gemäB § 2S und § 26 erstmals
für das der Rechtswirksukeit des Flächenwidllungsplanes, der das örtiiche
Entwicklungskonzept beinhaltet, folgende Kalenderjahr, frühestens jedoch ab

dem Kalenderjahr 1995, vorzuschreiben. Der AufschlieBungsbeitrag ist je-
denfalls ab dem ~lenderjahr 1999 vorzuschreiben.

(6) Für Grundstücke, für die bis 31. Dezember 1993 AnschluBgebühren oder
~beiträge bereits entrichtet wurden, gelten die §§ 2S bis 28 nicht.

§ 40

SchluBbestimmungen

(1) Dieses Landesgesetz tritt mit 1. Jänner 1994 in Kraft.

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Landesgesetzes tritt das Landesgesetz vom
23. März 1972 über die Raumordnung im Lande Oberösterreich (Oberösterrei-
chis!=hes Raumordnungsgesetz - O.ö. ROG.), LGBl.Nr. 18/1972, zuletzt geän-
gert durch das Landesgesetz LGB1.Nr. 91/1989, auBer Kraft.

(3) Soweit Landesgesetze auf Bestimmungen des O.Ö. RaWlordnungsgesetzes,
LGB1.Nr. 18/1972, zuletzt geändert durch das Landesgesetz LGB1.Nr. 91/1989,
verweisen, treten an ihre Stelle die Bestimmungen dieses Landesgesetzes.

(4) Verordnungen auf Grund dieses Landesgesetzes können bereits von dem der
KundlllachtJ11gdieses Landesgesetzes folgenden Tag an erlassen werden; sie
treten jedoch frühestens mit diesem Landesgesetz in Kraft.


